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(19. Schulrechtsänderungsgesetz) 
 
A Problem 
 
Die Schulen in Nordrhein-Westfalen benötigen Handlungs- und Gestaltungsoptionen, um für 
alle Schülerinnen und Schüler – unabhängig von ihren individuellen Ausgangslagen – eine 
ihren Fähigkeiten und Bedarfen gerecht werdende Bildung sowie Erziehung anbieten und Bil-
dungsgerechtigkeit gewährleisten zu können. Dazu können unter anderem die Instrumente 
des Nachteilsausgleichs und des Notenschutzes beitragen.  
 
Schulen sind auf differenzierte Handlungsoptionen zur Sicherung der geordneten Unterrichts- 
und Erziehungsarbeit angewiesen, nicht nur bei bereits eingetretenem Fehlverhalten einzelner 
Schülerinnen oder Schüler, sondern auch bei Gefahr im Verzug, wenn Anhaltspunkte dafür 
bestehen, dass eine Verletzung gravierender Rechtsgüter bevorsteht. 
 
Die Schulträger müssen über die erforderlichen Gestaltungsspielräume verfügen, um bei-
spielsweise bei Schulen mit Anmeldeüberhängen auf besondere Gegebenheiten angemessen 
reagieren zu können.  
 
Demokratieerziehung und -bildung sind von hoher bildungspolitischer und gesellschaftlicher 
Relevanz, denn Demokratie lebt vom demokratischen Engagement der Menschen. Es ist eines 
der obersten Ziele schulischer Bildung, junge Menschen zu befähigen, sich in unserer demo-
kratischen Gesellschaft zu orientieren und einzubringen sowie gesellschaftliche Fragen und 
Probleme kompetent zu reflektieren. Schulen sollen Orte sein, an denen Demokratie erlernt 
und gelebt wird. Es ist daher von zentraler Bedeutung, bereits junge Schülerinnen und Schüler 
mit demokratischen Verfahrensweisen vertraut zu machen.   
 
Darüber hinaus ist angesichts der zunehmenden Herausforderungen im Bildungsbereich eine 
Entlastung der Schulaufsichtsbehörden und eine Beschleunigung der Verfahren anzustreben. 
 
Schließlich bedürfen einige schulrechtliche Vorschriften der Klarstellung und Anpassung an 
aktuelle Entwicklungen. 
 
B Lösung 
 

Gegenstand des 19. Schulrechtsänderungsgesetzes sind Neuregelungen und Anpassungen, 
um die Bildungsgerechtigkeit zu stärken, ein wohnortnahes, passgenaues Beschulungsange-
bot sicherzustellen, die Demokratiebildung in der Primarstufe zu fördern und verwaltungsor-
ganisatorischen Aufwand zu reduzieren.  
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Zur Stärkung der Bildungsgerechtigkeit trägt insbesondere die Neueinfügung des § 48a 
SchulG bei. Hierdurch werden erstmals auf schulgesetzlicher Ebene die Voraussetzungen für 
die Gewährung von Nachteilsausgleich (Absatz 1) und Notenschutz (Absatz 2) verankert. Nä-
heres wird in den Ausbildungs- und Prüfungsordnungen geregelt. 
 
Die Klarstellung in § 42 Absatz 3 SchulG, dass Schülerinnen und Schüler durch ihr Verhalten 
oder die Verhüllung ihres Gesichts nicht die Kommunikation erschweren dürfen, unterstützt 
die erforderliche pädagogische und soziale Interaktion in der Schule und somit die adäquate 
Wahrnehmung einer jeden Schülerin und eines jeden Schülers. Dies entspricht dem Bildungs- 
und Erziehungsauftrag von Schule und der Verpflichtung der Schülerinnen und Schüler, daran 
mitzuarbeiten, dass das Bildungsziel der Schule erreicht werden kann. 
 
Durch die Änderung des § 53 wird klargestellt, dass erzieherische Einwirkungen und Ord-
nungsmaßnahmen (wie z. B. der vorübergehende Ausschluss vom Unterricht) die Schülerin 
oder den Schüler nicht von der Pflicht entbinden, daran mitzuarbeiten, dass die Aufgabe der 
Schule erfüllt und das Bildungsziel erreicht werden kann. Durch eine stärkere Abstufung der 
möglichen Maßnahmen wird zudem eine noch differenziertere Reaktion als bisher auf die je-
weils vorliegende Pflichtverletzung gewährleistet. Der neue § 53a ermöglicht einen präven-
tiven vorübergehenden Ausschluss vom Schulbesuch, wenn ein sofortiges Handeln zum 
Schutz wichtiger Rechtsgüter erforderlich ist.   
 
Der Sicherstellung eines bedarfsgerechten Beschulungsangebots dient zunächst die Klarstel-
lung, dass der Schulträger einzelne Schulen von dem Beschluss, auswärtige Schülerinnen 
und Schüler bei einem Anmeldeüberhang abzulehnen (§ 46 Absatz 6 Satz 1 SchulG), ausneh-
men kann. Insbesondere Schulen mit einer besonderen Gesamtkonzeption (Schulprofil) und 
von überörtlicher Bedeutung können so für Schülerinnen und Schüler aus Nachbargemeinden 
zugänglich bleiben, die in ihrer Heimatgemeinde zwar eine Schule der gleichen Schulform, 
jedoch ohne entsprechendes Schulprofil besuchen können.  
 
Daneben dient die Neuregelung in § 82 Absatz 1 Satz 4 SchulG der Sicherung eines wohnor-
tnahen Beschulungsangebots der Sekundarstufe I. Bei Schulen, die in der Regel Schülerinnen 
und Schüler aufnehmen, die nach der Erprobungsstufe die Schulform wechseln, kann dieser 
Umstand künftig bei der Frage, ob die Schule die für ihre Fortführung gesetzlich vorausge-
setzte Mindestgröße erfüllt, berücksichtigt werden. Durch das Abstellen auf das Erreichen der 
Mindestgröße ab Klasse 7 wird die Versorgungslage für Schulformwechsler, insbesondere im 
ländlichen Raum, verbessert.  
 
Die Ermöglichung der Errichtung weiterer PRIMUS-Schulen bis zu einer Gesamtzahl von zehn 
Schulen leistet ebenfalls einen Beitrag zu einem differenzierten Beschulungsangebot. 
Zur Förderung der Demokratiebildung in der Primarstufe sind die Schulen gemäß § 74 Ab-
satz 2 Satz 2 und 3 SchulG künftig verpflichtet, ein alters- und entwicklungsangemessenes 
Beteiligungsgremium für die betreffenden Schülerinnen und Schüler einzurichten. Durch Gre-
mien wie einen Schülerrat oder ein Schülerparlament können sich bereits Kinder darin üben, 
eigene Meinungen zu entwickeln und in der Auseinandersetzung mit den Standpunkten ande-
rer ihre Interessen angemessen zu vertreten.  
Der Verzicht auf die formale Anerkennung bei offensichtlich gleichwertigen Abschlüssen und 
Berechtigungen aus anderen Ländern der Bundesrepublik Deutschland sowie bei bereits in 
anderen Bundesländern anerkannten ausländischen Bildungsnachweisen leistet einen Beitrag 
zur Verringerung des Bürokratieaufwands und zur Verfahrensbeschleunigung (§ 51 Absatz 4 
SchulG).  
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C Alternativen 
 
Keine 

 
D Kosten 
 
Ab dem Schuljahr 2028/2029 können bis zu sechs weitere PRIMUS-Schulen errichtet werden. 
Unter Einbezug der aktuell bereits bestehenden vier Schulen ergibt sich eine künftige Gesamt-
zahl von bis zu zehn PRIMUS-Schulen. Für die neu errichteten PRIMUS-Schulen sollen im 
Wesentlichen die gleichen Rahmenbedingungen wie für die aus dem Schulversuch fortgeführ-
ten PRIMUS-Schulen gelten. Hiervon umfasst ist das zusätzliche Fortbildungsbudget in Höhe 
von 2.500,00 Euro pro Schule und Jahr sowie die einheitliche Unterrichtsverpflichtung aller 
Lehrkräfte an den PRIMUS-Schulen in Höhe von 25,5 wöchentlichen Pflichtstunden. Als Re-
lation „Schülerinnen und Schüler je Stelle“ gelten für PRIMUS-Schulen in der Primarstufe 
19,49 und für die Sekundarstufe I 14,45. Im Endausbau ergibt sich durch die zusätzlichen 
sechs PRIMUS-Schulen einschließlich des Ganztagszuschlags für die Sekundarstufe I ein 
Mehrbedarf von rund 60 Lehrerstellen (4,5 Mio. Euro jährlich).  
 
Die übrigen Änderungen führen zu keinen weiteren Ressourcenbedarfen. Etwaige anfallende 
personelle und finanzwirtschaftliche Mehrbedarfe werden aus bereiten Mitteln inklusive der 
Finanzplanung finanziert. Diese Änderungen haben keine Mittelstandsrelevanz. 
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium für Schule und Bildung des Landes Nordrhein-Westfalen. Betei-
ligt sind das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie, das Ministerium 
der Finanzen, das Ministerium des Innern, das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les, das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung und die Staatskanzlei.  
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und  

Gemeindeverbände 
 
Das Gesetz hat keine Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemein-
den und Gemeindeverbände. 
 
Die Aufgaben der Schulträger nach Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 Landesverfassung und § 78 
SchulG bleiben unverändert, ebenso die Regelungen über die Kostenträgerschaft in §§ 92 ff. 
SchulG.  
 
Der Gesetzentwurf führt nicht zu einer wesentlichen, vom Land finanziell auszugleichenden 
Mehrbelastung der Gemeinden und Gemeindeverbände im Sinne des Konnexitätsausfüh-
rungsgesetzes. Eine konnexitätsrelevante Übertragung neuer Aufgaben oder eine wesentliche 
Änderung bereits bestehender und übertragener Aufgaben liegt nicht vor. 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Private Haushalte sind ebenso wie private und öffentliche Unternehmen nicht betroffen.  
 
H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes 
 
Die Regelungen sind entsprechend dem Auftrag zum Gender Mainstreaming geprüft; die Vor-
gaben sind insgesamt geschlechterpolitisch ausgewogen. Die Wirkung von Vorschriften des 
Mutterschutzgesetzes und des Landesgleichstellungsgesetzes ist berücksichtigt. 
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I Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung (im Sinne der Nachhaltigkeitsstra-
tegie NRW) 

 
Keine  
 
J Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen 
 
Die Regelungen zum Nachteilsausgleich und Notenschutz tragen zur Bildungsgerechtigkeit 
insbesondere auch von Schülerinnen und Schülern mit Behinderungen bei. 
 
K Auswirkungen auf das E-Government und die Digitalisierung von Staat und Verwal-

tung (E-Government-Check) 
 
Keine  
 
L Befristung 
 
Keine 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 
 
 
 

 Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

 
 
 

Gesetz zur Stärkung der Bildungsge-
rechtigkeit und der Demokratiebildung  

(19. Schulrechtsänderungsgesetz) 
 

  

Artikel 1 
 
 

 Schulgesetz für das Land Nordrhein-

Westfalen (Schulgesetz NRW – SchulG) 

Das Schulgesetz NRW vom 15. Februar 
2005 (GV. NRW. S. 102), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom [einsetzen: Da-
tum und Fundstelle des Gesetzes zur Einfüh-
rung schulischer Vorkurse zur Förderung der 
Sprachkompetenz (18. Schulrechtsände-
rungsgesetz)] geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 
 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-

dert:  
 

a) Nach der Angabe zu § 48 wird fol-
gende Angabe eingefügt: 

 
„§ 48a Nachteilsausgleich und No-
tenschutz“.  
 

b) Nach der Angabe zu § 53 wird fol-
gende Angabe eingefügt:  

 
„§ 53a Schutzmaßnahmen bei Ge-
fahr im Verzug“. 
 

c) Die Angabe zu § 132b wird wie folgt 
gefasst: 

 
„§ 132b PRIMUS-Schulen“. 

 

 Inhaltsübersicht:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 48 Grundsätze der Leistungsbewertung 
 
 
 
 
§ 53 Erzieherische Einwirkungen, Ordnungs-

maßnahmen 
 
 
 
 
 
 
 
§ 132b Fortführung der PRIMUS-Schulen 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 42  
Allgemeine Rechte und Pflichten aus 

dem Schulverhältnis 
 

(1) Die Aufnahme der Schülerin oder des 
Schülers in eine öffentliche Schule begrün-
det ein öffentlich-rechtliches Schulverhältnis. 
Aus ihm ergeben sich für alle Beteiligten 
Rechte und Pflichten. Dies erfordert ihre ver-
trauensvolle Zusammenarbeit. 
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2. § 42 Absatz 3 wird wie folgt geändert:  
 
 
 
 
 
 
 
 

a) In Satz 3 wird die Angabe „Lehrerin-
nen und Lehrer“ durch die Angabe 
„Lehrkräfte“ ersetzt. 

 
b) Die folgenden Sätze werden ange-

fügt:  
 

„Sie dürfen durch ihr Verhalten oder 
die Verhüllung ihres Gesichts im 
Unterricht, bei sonstigen schuli-
schen Veranstaltungen und auf 
dem Schulgelände nicht die Kom-
munikation erschweren und ihre 
Mitwirkungspflichten verletzen. Dies 
gilt nicht, wenn einzelne Tätigkeiten 
oder besondere gesundheitliche 
Gründe eine Ausnahme erfordern.“ 

 

(2) Schülerinnen und Schüler haben das 
Recht, im Rahmen dieses Gesetzes an der 
Gestaltung der Bildungs- und Erziehungsar-
beit der Schule mitzuwirken und ihre Interes-
sen wahrzunehmen. Sie sind ihrem Alter ent-
sprechend über die Unterrichtsplanung zu in-
formieren und an der Gestaltung des Unter-
richts und sonstiger schulischer Veranstal-
tungen zu beteiligen. 
 
(3) Schülerinnen und Schüler haben die 
Pflicht daran mitzuarbeiten, dass die Auf-
gabe der Schule erfüllt und das Bildungsziel 
erreicht werden kann. Sie sind insbesondere 
verpflichtet, sich auf den Unterricht vorzube-
reiten, sich aktiv daran zu beteiligen, die er-
forderlichen Arbeiten anzufertigen und die 
Hausaufgaben zu erledigen. Sie haben die 
Schulordnung einzuhalten und die Anord-
nungen der Lehrerinnen und Lehrer, der 
Schulleitung und anderer dazu befugter Per-
sonen zu befolgen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Eltern wirken im Rahmen dieses Geset-
zes an der Gestaltung der Bildungs- und Er-
ziehungsarbeit der Schule mit. Sie sorgen 
dafür, dass ihr Kind seine schulischen Pflich-
ten erfüllt. Eltern sollen sich aktiv am Schul-
leben, in den Mitwirkungsgremien und an der 
schulischen Erziehung ihres Kindes beteili-
gen. Zu diesem Zweck haben Eltern, die 
Kommunikationsunterstützung benötigen, 
die Rechte aus § 8 Absatz 1 des Behinder-
tengleichstellungsgesetzes Nordrhein-West-
falen vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 
766) in der jeweils geltenden Fassung in Ver-
bindung mit der Kommunikationsunterstüt-
zungsverordnung Nordrhein-Westfalen vom 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19694 

 
 

7 

15. Juni 2004 (GV. NRW. S. 336) in der je-
weils geltenden Fassung. 
 
(5) In Bildungs- und Erziehungsvereinbarun-
gen sollen sich die Schule, Schülerinnen und 
Schüler und Eltern auf gemeinsame Erzie-
hungsziele und -grundsätze verständigen 
und wechselseitige Rechte und Pflichten in 
Erziehungsfragen festlegen. 
 
(6) Die Sorge für das Wohl der Schülerinnen 
und Schüler erfordert es, jedem Anschein 
von Vernachlässigung oder Misshandlung 
nachzugehen. Die Schule entscheidet recht-
zeitig über die Einbeziehung des Jugendam-
tes oder anderer Stellen. Jede Schule erstellt 
ein Schutzkonzept gegen Gewalt und sexu-
ellen Missbrauch. Es bedarf der Zustimmung 
der Schulkonferenz. 
 
(7) Außerunterrichtliche Veranstaltungen der 
Schule, die kein Unterricht in anderer Form 
sind, sind grundsätzlich so zu organisieren, 
dass kein Unterricht ausfällt. Nachprüfungen 
finden vor Unterrichtsbeginn des neuen 
Schuljahres statt. 
 
(8) Die Schulkonferenz kann eine einheitli-
che Schulkleidung empfehlen, sofern alle in 
der Schulkonferenz vertretenen Schülerin-
nen und Schüler zustimmen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 46 
Aufnahme in die Schule, Schulwechsel 

 
(1) Über die Aufnahme der Schülerin oder 
des Schülers in die Schule entscheidet die 
Schulleiterin oder der Schulleiter innerhalb 
des vom Schulträger hierfür festgelegten 
Rahmens, insbesondere der Zahl der Paral-
lelklassen pro Jahrgang. Die Schulleiterin 
oder der Schulleiter kann vorübergehend 
Schülerinnen und Schüler als Gäste aufneh-
men. Schülerinnen und Schüler werden in 
der Regel zu Beginn des Schuljahres, in Wei-
terbildungskollegs zu Beginn des Schulhalb-
jahres in die Schule aufgenommen. 
 
(2) Die Aufnahme in eine Schule kann abge-
lehnt werden, wenn ihre Aufnahmekapazität 
erschöpft ist oder die Zahl der Anmeldungen 
die Mindestgröße unterschreitet. Besondere 
Aufnahmevoraussetzungen und 
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Aufnahmeverfahren für einzelne Schulstufen 
oder Schulformen sowie Aufnahmekriterien 
bei einem Anmeldeüberhang können in der 
jeweiligen Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung geregelt werden. 
 
(3) Jedes Kind hat einen Anspruch auf Auf-
nahme in die seiner Wohnung nächstgele-
gene Grundschule der gewünschten Schul-
art in seiner Gemeinde im Rahmen der vom 
Schulträger festgelegten Aufnahmekapazi-
tät, soweit der Schulträger keinen Schulein-
zugsbereich gebildet hat. Der Schulträger 
legt unter Beachtung der Höchstgrenze für 
die zu bildenden Eingangsklassen an Grund-
schulen nach der Verordnung gemäß § 93 
Absatz 2 Nummer 3 die Zahl und die Vertei-
lung der Eingangsklassen auf die Schulen 
und Teilstandorte fest. Er kann die Zahl der 
in die Eingangsklassen aufzunehmenden 
Schülerinnen und Schüler einer Grundschule 
oder mehrerer Grundschulen begrenzen, 
wenn dies für eine ausgewogene Klassenbil-
dung innerhalb einer Gemeinde erforderlich 
ist oder besondere Lernbedingungen oder 
bauliche Gegebenheiten berücksichtigt wer-
den sollen. Die Vorschriften zu den Klassen-
größen bleiben unberührt. 
 
(4) Die Schulleiterin oder der Schulleiter 
kann im Einvernehmen mit dem Schulträger 
die Zahl der in die Klasse 5 einer Schule der 
Sekundarstufe I oder mit Sekundarstufe I 
aufzunehmenden Schülerinnen und Schüler 
begrenzen, wenn 
 
1. ein Angebot für Gemeinsames Lernen  
(§ 20 Absatz 2) eingerichtet wird, 
 
2. rechnerisch pro Parallelklasse mindestens 
zwei Schülerinnen und Schüler mit festge-
stelltem sonderpädagogischem Unterstüt-
zungsbedarf aufgenommen werden und 
 
3. im Durchschnitt aller Parallelklassen der 
jeweilige Klassenfrequenzrichtwert nach der 
Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 
Schulgesetz nicht unterschritten wird. 
 
Die Vorschriften zu den Klassengrößen der 
Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 
Schulgesetz bleiben unberührt. 
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3. Dem § 46 Absatz 6 werden folgende 

Sätze angefügt: 
 
 
 
 
 „Der Schulträger kann einzelne Schulen 

von der Festlegung gemäß Satz 1 aus-
nehmen. Im Fall von NRW-Sportschulen 
kann er die Ausnahme auf die Parallel-
klassen pro Jahrgang beschränken, in 
die ausschließlich Leistungssportlerin-
nen und Leistungssportler aufgenom-
men werden (Sportklassen) und bei de-
nen nach Maßgabe der Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung ein eigenständi-
ges Aufnahmeverfahren durchgeführt 
wird.“ 

 
 

(5) Jeder Ausbildungsbetrieb hat den An-
spruch, dass seine Auszubildenden zur Er-
füllung der Schulpflicht das zum Ausbil-
dungsbetrieb nächstgelegene Berufskolleg 
besuchen, in dem eine entsprechende Fach-
klasse eingerichtet ist. Mit Einverständnis 
des Ausbildungsbetriebs kann eine Auszubil-
dende oder ein Auszubildender ein anderes, 
insbesondere wohnortnäheres Berufskolleg, 
an dem eine entsprechende Fachklasse ein-
gerichtet ist, im Rahmen der Aufnahmekapa-
zität besuchen. § 84 bleibt unberührt. 
 
(6) Der Schulträger kann festlegen, dass 
Schülerinnen und Schülern, die in ihrer Ge-
meinde eine Schule der gewählten Schul-
form im Sinne des § 10 besuchen können, 
die Aufnahme verweigert wird, wenn die Zahl 
der Anmeldungen die Aufnahmekapazität 
der Schule übersteigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(7) Die Schulaufsichtsbehörde kann eine 
Schülerin oder einen Schüler nach Anhörung 
der Eltern und der beteiligten Schulträger ei-
ner bestimmten Schule am Wohnort oder in 
einer anderen Gemeinde zuweisen. Dies gilt 
insbesondere, wenn eine schulpflichtige 
Schülerin oder ein schulpflichtiger Schüler 
nicht in eine Schule der gewählten und der 
Eignung entsprechenden Schulform aufge-
nommen worden ist. 
 
(8) Eine Schülerin oder ein Schüler, die oder 
der die Schule wechselt, wird im Rahmen der 
Verweildauer in die Schulstufe, die Schul-
form und die Klasse oder Jahrgangsstufe 
aufgenommen, die dem bisherigen Bildungs-
gang und dem Zeugnis entsprechen. Nähe-
res zum Schulformwechsel bestimmen die 
Ausbildungs- und Prüfungsordnungen. 
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(9) In der Sekundarstufe I prüft die Schule 
gemäß § 13 Abs. 3 und nach Maßgabe der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung im Rah-
men der jährlichen Versetzungsentschei-
dung, ob den Eltern leistungsstarker Schüle-
rinnen und Schüler der Hauptschule der 
Wechsel ihres Kindes zur Realschule oder 
zum Gymnasium und den Eltern leistungs-
starker Schülerinnen und Schüler der Real-
schule der Wechsel ihres Kindes zum Gym-
nasium zu empfehlen ist. 
 
(10) Bei den Entscheidungen über die Auf-
nahme in die Schule nach den vorstehenden 
Absätzen gehören die Bildungsgänge des 
Gymnasiums zu einer einheitlichen Schul-
form. 
 

4. Nach § 48 wird folgender § 48a einge-
fügt:  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 48 
Grundsätze der Leistungsbewertung 

 
(1) Die Leistungsbewertung soll über den 
Stand des Lernprozesses der Schülerin oder 
des Schülers Aufschluss geben; sie soll auch 
Grundlage für die weitere Förderung der 
Schülerin oder des Schülers sein. Die Leis-
tungen werden durch Noten bewertet. Die 
Ausbildungs- und Prüfungsordnungen kön-
nen vorsehen, dass schriftliche Aussagen an 
die Stelle von Noten treten oder diese ergän-
zen. 
 
(2) Die Leistungsbewertung bezieht sich auf 
die im Unterricht vermittelten Kenntnisse, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten. Grundlage der 
Leistungsbewertung sind alle von der Schü-
lerin oder dem Schüler im Beurteilungsbe-
reich „Schriftliche Arbeiten“ und im Beurtei-
lungsbereich „Sonstige Leistungen im Unter-
richt“ erbrachten Leistungen. Beide Beurtei-
lungsbereiche werden bei der Leistungsbe-
wertung angemessen berücksichtigt. 
 
(3) Bei der Bewertung der Leistungen wer-
den folgende Notenstufen zu Grunde gelegt: 

 
1. sehr gut (1) 

 
Die Note „sehr gut“ soll erteilt werden, wenn 
die Leistung den Anforderungen im beson-
deren Maße entspricht. 
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2. gut (2) 
 

Die Note „gut“ soll erteilt werden, wenn die 
Leistung den Anforderungen voll entspricht. 

 
3. befriedigend (3) 

 
Die Note „befriedigend“ soll erteilt werden, 
wenn die Leistung im Allgemeinen den An-
forderungen entspricht. 
 
4. ausreichend (4) 

 
Die Note „ausreichend“ soll erteilt werden, 
wenn die Leistung zwar Mängel aufweist, 
aber im Ganzen den Anforderungen noch 
entspricht. 

 
5. mangelhaft (5) 

 
Die Note „mangelhaft“ soll erteilt werden, 
wenn die Leistung den Anforderungen nicht 
entspricht, jedoch erkennen lässt, dass die 
notwendigen Grundkenntnisse vorhanden 
sind und die Mängel in absehbarer Zeit be-
hoben werden können. 

 
6.  ungenügend (6) 

 
Die Note „ungenügend“ soll erteilt werden, 
wenn die Leistung den Anforderungen nicht 
entspricht und selbst die Grundkenntnisse so 
lückenhaft sind, dass die Mängel in abseh-
barer Zeit nicht behoben werden können. 
 
(4) Werden Leistungen aus Gründen, die von 
der Schülerin oder dem Schüler nicht zu ver-
treten sind, nicht erbracht, können nach 
Maßgabe der Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung Leistungsnachweise nachgeholt 
und kann der Leistungsstand durch eine Prü-
fung festgestellt werden. 
 
(5) Verweigert eine Schülerin oder ein Schü-
ler die Leistung, so wird dies wie eine unge-
nügende Leistung bewertet. 
 
(6) Neben oder an Stelle der Noten nach Ab-
satz 3 kann die Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung ein Punktsystem vorsehen. Noten- 
und Punktsystem müssen sich wechselseitig 
umrechnen lassen. 
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„§ 48a 
Nachteilsausgleich und Notenschutz 

 
(1) Schülerinnen und Schüler erhalten 
auf Antrag eine Anpassung der Bedin-
gungen für die Erbringung von Leis-
tungsnachweisen und Prüfungen (Nach-
teilsausgleich), soweit 
 
1. sie aufgrund einer Behinderung, ei-

nes Bedarfs an sonderpädagogi-
scher Unterstützung, einer beson-
ders schweren Beeinträchtigung 
des Lesens und Rechtschreibens 
oder einer nicht nur kurzzeitigen Er-
krankung in ihrer Fähigkeit, ihr vor-
handenes Leistungsvermögen dar-
zustellen, erheblich beeinträchtigt 
sind,  

 
2. die Anpassung der Prüfungsbedin-

gungen erforderlich ist, um die sich 
aus Nummer 1 ergebenden Nach-
teile auszugleichen und 

 
3. die für alle Schülerinnen und Schü-

ler geltenden fachlichen Leistungs-
anforderungen und Bewertungs-
maßstäbe, die sich aus den Unter-
richtsvorgaben (§ 29) des jeweils 
besuchten Bildungsgangs und der 
Jahrgangsstufe ergeben, gewahrt 
bleiben. 
 

(2) Bei Schülerinnen und Schülern, die 
zu den Abschlüssen der allgemeinen 
Schule geführt werden, kann für Leis-
tungsnachweise und in Prüfungen auf 
Antrag von einer Bewertung abgrenzba-
rer fachlicher Anforderungen des jewei-
ligen Fachs abgesehen werden (Noten-
schutz), wenn  
 
1. diese abgrenzbaren fachlichen An-

forderungen auch unter Gewährung 
eines Nachteilsausgleichs gemäß 
Absatz 1 nicht erbracht werden kön-
nen,  

 
2. die Schülerinnen und Schüler auf-

grund einer Behinderung ein-
schließlich einer schweren, persis-
tierenden Lese-
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Rechtschreibstörung in ihrer Fähig-
keit zur Erbringung dieser Anforde-
rungen lang andauernd und erheb-
lich beeinträchtigt sind und  

 
3. die einheitliche Anwendung eines 

allgemeinen, an objektiven Leis-
tungsanforderungen ausgerichteten 
Bewertungsmaßstabs, der sich aus 
den Unterrichtsvorgaben (§ 29) des 
jeweils besuchten Bildungsgangs 
und der Jahrgangsstufe ergibt, si-
chergestellt ist. 
 

Die schulformspezifischen Voraussetz- 
ungen für Aufnahme, Versetzung und 
Schulwechsel sowie für den Erwerb von 
Abschlüssen und Berechtigungen blei-
ben unberührt. Art und Umfang des No-
tenschutzes sind im Zeugnis zu vermer-
ken.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. § 51 Absatz 4 Satz 2 wird durch die fol-

genden Sätze ersetzt: 
 

„Abschlüsse und Berechtigungen, die in 
anderen Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland erworben wurden, gelten 
als anerkannt, wenn aus dem Zeugnis 
ersichtlich ist, dass dem Erwerb eine 
Vereinbarung der Länder der 

 § 51 
Schulische Abschlussprüfungen, Exter-

nenprüfung, Anerkennung 
 

(1) Soweit die Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnungen für schulische Bildungsgänge Ab-
schlussprüfungen vorsehen, wird in diesen 
festgestellt, ob und auf welchem Leistungs-
stand die Schülerin oder der Schüler das Ziel 
des Bildungsgangs erreicht hat. Die Prü-
fungsanforderungen werden durch die Aus-
bildungs- und Prüfungsordnung sowie die 
Richtlinien und Lehrpläne bestimmt. 
 
(2) Personen, die keine öffentliche Schule 
oder Ersatzschule gemäß § 100 Absatz 4 be-
suchen, können in einer besonderen Prüfung 
die Abschlüsse erwerben (Externenprüfung). 
 
(3) Eine nicht bestandene Prüfung kann in 
der Regel nur einmal wiederholt werden. 
 
(4) Abschlüsse und Berechtigungen, die au-
ßerhalb des Landes Nordrhein-Westfalen er-
worben wurden, bedürfen der Anerkennung 
durch die Schulaufsichtsbehörde. Die Aner-
kennung von Abschlüssen und Berechtigun-
gen, die in anderen Ländern der Bundesre-
publik Deutschland erworben wurden, ist nur 
zu versagen, wenn ihrem Erwerb gleichwer-
tige Anforderungen nicht zu Grunde liegen. 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19694 

 
 

14 

Bundesrepublik Deutschland über den 
Erwerb des Abschlusses oder der Be-
rechtigung zu Grunde liegt. Im Übrigen 
ist die Anerkennung nur zu versagen, 
wenn ihrem Erwerb nicht gleichwertige 
Anforderungen zu Grunde liegen. Aus-
ländische Bildungsnachweise, die be-
reits in anderen Ländern der Bundesre-
publik Deutschland anerkannt wurden, 
gelten auch in Nordrhein-Westfalen als 
anerkannt.“ 

 

 

 
 
 
6. § 52 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-

ändert:  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

a) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:  
 

„4. die Unterrichtsorganisation und 
den Umfang der Teilnahme am 
Präsenzunterricht als Voraus-
setzung für die Leistungsbe-
wertung nach § 48 Absatz 2,“. 

 
 

 
b) Nummer 7 wird wie folgt gefasst:  

 
„7. Art, Zahl und Umfang der Leis-

tungsnachweise sowie das Er-
setzen von Leistungsnachwei-
sen als Voraussetzung für 
schullaufbahnrechtliche Ent-
scheidungen und für Ab-
schlüsse ohne Prüfung,“. 

 
 

 § 52 
Ausbildungs- und Prüfungsordnungen 

 
(1) Am Ende eines Bildungsganges wird fest-
gestellt, ob die Schülerin oder der Schüler 
das Ausbildungsziel erreicht hat. Das Minis-
terium erlässt unter Beachtung des Grund-
satzes der eigenverantwortlichen Schule 
(§  3) und mit Zustimmung des für Schulen 
zuständigen Landtagsausschusses durch 
Rechtsverordnung Ausbildungs- und Prü-
fungsordnungen, die insbesondere Regelun-
gen enthalten über 
 
1. die Aufnahmevoraussetzungen und den 

Schulformwechsel, 
 
2. die Stundentafel, 
 
3. die Gliederung und die Dauer der Aus-

bildung, 
 
4. die Unterrichtsorganisation, 
 
5. die Unterrichtsfächer, die Lernbereiche, 

die Pflichtbedingungen, die Wahlmög-
lichkeiten, 

 
6. die Versetzung und die Vorversetzung 

einschließlich der Bildung besonderer 
Lerngruppen, 

 
7. die Leistungsnachweise bei Abschlüs-

sen ohne Prüfung, 
 
8. den Zweck und die Gliederung der Prü-

fung, 
 
9. die Bildung und Zusammensetzung von 

Prüfungsausschüssen sowie die 
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c) Nummer 12 wird wie folgt gefasst:  
 

„12. die Prüfungsfächer, einschließ-
lich Art, Zahl und Umfang der 
Prüfungsleistungen und das Er-
setzen von Prüfungsleistungen 
bei Abschlüssen mit Prüfun-
gen,“. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
d)  Nummer 18 wird wie folgt gefasst:  
 

„18. Nachteilsausgleich und Noten-
schutz gemäß § 48a,“. 

 
 

Teilnahme von Vertreterinnen und Ver-
tretern des Schulträgers und der Eltern, 

 
10. die Zulassung zur Prüfung, 
 
11. den Ablauf und das Verfahren der Prü-

fung, 
 
12. die Prüfungsfächer, einschließlich Art, 

Zahl und Umfang der Prüfungsleistun-
gen sowie die Befreiung und Ersetzung 
von Prüfungsleistungen, 

 
13. den Rücktritt von der Prüfung und die 

Folgen des Nichterbringens von Prü-
fungsleistungen, 

 
14. die Folgen von Täuschungshandlungen, 

insbesondere den Ausschluss von der 
Prüfung und die nachträgliche Aberken-
nung des Prüfungszeugnisses, 

 
15. die Bewertung von Prüfungsleistungen 

sowie die Voraussetzungen für das Be-
stehen der Prüfung, 

 
16. die Erteilung von Abschluss- und Prü-

fungszeugnissen und die damit verbun-
denen Berechtigungen, 

 
17. die Folgen des Nichtbestehens der Prü-

fung sowie die Voraussetzungen und 
das Verfahren für Nachprüfungen und 
Wiederholungsprüfungen, 

 
18. den Ausgleich von Nachteilen der Schü-

lerinnen und Schüler mit einer Behinde-
rung, 

 
19. die Aufnahme, die Unterrichtsorganisa-

tion, die Teilnahme am Regelunterricht, 
die Eingliederung in einen Bildungsgang 
und den Schulformwechsel für neu zu-
gewanderte Schülerinnen und Schüler. 
 

(2) Für Externenprüfungen erlässt das Minis-
terium mit Zustimmung des für Schulen zu-
ständigen Landtagsausschusses durch 
Rechtsverordnung Prüfungsordnungen in 
entsprechender Anwendung des Absatzes 1. 
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7. § 53 wird wie folgt geändert:  
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
a) Dem Absatz 1 werden die folgen-

den Sätze angefügt:  
 

„Erzieherische Einwirkungen und 
Ordnungsmaßnahmen entbinden 
die Schülerin oder den Schüler nicht 
von der Pflicht, daran mitzuarbeiten, 
dass die Aufgabe der Schule erfüllt 
und das Bildungsziel gemäß § 42 
Absatz 3 erreicht werden kann. Dies 
umfasst auch die eigenständige Er-
arbeitung von Unterrichtsinhalten.“ 
 

b) Die Absätze 2 und 3 werden wie 
folgt gefasst:  

 
„(2) Zu den erzieherischen Einwir-
kungen gehören insbesondere das 
erzieherische Gespräch, die Er-
mahnung, Gruppengespräche mit 
Schülerinnen, Schülern und Eltern, 
die mündliche oder schriftliche 
Missbilligung des Fehlverhaltens, 
die Überweisung in eine parallele 
Klasse oder Lerngruppe für die 
Dauer von bis zu einer Woche, der 
Ausschluss vom Unterricht, von 
sonstigen Schulveranstaltungen 
oder dem Schulbesuch bis zum 
Ende des laufenden Tages, die 
Nacharbeit unter Aufsicht nach vor-
heriger Benachrichtigung der El-
tern, die zeitweise Wegnahme von 
Gegenständen, insbesondere von 
privaten elektronischen mobilen 
Endgeräten, Maßnahmen mit dem 
Ziel der Wiedergutmachung ange-
richteten Schadens und die Beauf-
tragung mit Aufgaben, die geeignet 

§ 53  
Erzieherische Einwirkungen, Ordnungs-

maßnahmen 
 

(1) Erzieherische Einwirkungen und Ord-
nungsmaßnahmen dienen der geordneten 
Unterrichts- und Erziehungsarbeit der 
Schule sowie dem Schutz von Personen und 
Sachen. Sie können angewendet werden, 
wenn eine Schülerin oder ein Schüler Pflich-
ten verletzt. Der Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit ist zu beachten. Ordnungsmaß-
nahmen sind nur zulässig, wenn erzieheri-
sche Einwirkungen nicht ausreichen. Einwir-
kungen gegen mehrere Schülerinnen und 
Schüler sind nur zulässig, wenn das Fehlver-
halten jeder oder jedem Einzelnen zuzurech-
nen ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Zu den erzieherischen Einwirkungen ge-
hören insbesondere das erzieherische Ge-
spräch, die Ermahnung, Gruppengespräche 
mit Schülerinnen, Schülern und Eltern, die 
mündliche oder schriftliche Missbilligung des 
Fehlverhaltens, der Ausschluss von der lau-
fenden Unterrichtsstunde, die Nacharbeit un-
ter Aufsicht nach vorheriger Benachrichti-
gung der Eltern, die zeitweise Wegnahme 
von Gegenständen, Maßnahmen mit dem 
Ziel der Wiedergutmachung angerichteten 
Schadens und die Beauftragung mit Aufga-
ben, die geeignet sind, das Fehlverhalten zu 
verdeutlichen. Bei wiederholtem Fehlverhal-
ten soll eine schriftliche Information der El-
tern erfolgen, damit die erzieherische Einwir-
kung der Schule vom Elternhaus unterstützt 
werden kann. Bei besonders häufigem Fehl-
verhalten einer Schülerin oder eines Schü-
lers oder gemeinschaftlichem Fehlverhalten 
der Klasse oder Lerngruppe soll den Ursa-
chen für das Fehlverhalten in besonderer 
Weise nachgegangen werden. 
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sind, das Fehlverhalten zu verdeut-
lichen. Überweisungen in eine pa-
rallele Klasse oder Lerngruppe, die 
über den verbleibenden Tag hinaus 
andauern, sowie über den eigenen 
Unterricht der jeweiligen Lehrkraft 
hinausgehende Ausschlüsse nach 
Satz 1 bedürfen der Zustimmung 
der Schulleitung. Bei wiederholtem 
Fehlverhalten soll eine Information 
der Eltern erfolgen, damit die erzie-
herische Einwirkung der Schule 
vom Elternhaus unterstützt werden 
kann. Bei besonders häufigem 
Fehlverhalten einer Schülerin oder 
eines Schülers oder gemeinschaftli-
chem Fehlverhalten der Klasse 
oder Lerngruppe soll den Ursachen 
für das Fehlverhalten in besonderer 
Weise nachgegangen werden. 

 
(3) Ordnungsmaßnahmen sind 

 
1. der schriftliche Verweis, 
 
2. die über die Dauer von einer 

Woche hinausgehende vor- 
übergehende oder dauerhafte 
Überweisung in eine parallele 
Klasse oder Lerngruppe, 

 
3. der über den laufenden Tag 

hinausgehende und bis zu vier 
Wochen andauernde vorüber-
gehende Ausschluss 

 
a) vom Unterricht in einem 

Fach oder mehreren Fä-
chern, 

 
b) von sonstigen Schulveran-

staltungen, insbesondere 
Schulfahrten oder 
 

c) vom Schulbesuch, 
 

4. die Androhung der Entlassung 
von der Schule, 

 
5. die Entlassung von der Schule, 
 
6. die Androhung der Verweisung 

von allen öffentlichen Schulen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Ordnungsmaßnahmen sind 
 
1. der schriftliche Verweis, 
 
2. die Überweisung in eine parallele Klasse 

oder Lerngruppe, 
 
3. der vorübergehende Ausschluss vom 

Unterricht von einem Tag bis zu zwei 
Wochen und von sonstigen Schulveran-
staltungen, 

 
4. die Androhung der Entlassung von der 

Schule, 
 
5. die Entlassung von der Schule, 
 
6. die Androhung der Verweisung von allen 

öffentlichen Schulen des Landes durch 
die obere Schulaufsichtsbehörde, 

 
7. die Verweisung von allen öffentlichen 

Schulen des Landes durch die obere 
Schulaufsichtsbehörde. 
 

Rechtsbehelfe (Widerspruch und Anfech-
tungsklage) gegen Ordnungsmaßnahmen 
nach Satz 1 Nr. 2 und 3 haben keine auf-
schiebende Wirkung. § 80 Abs. 4, 5, 7 und 8 
der Verwaltungsgerichtsordnung bleibt un-
berührt. 
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des Landes durch die obere 
Schulaufsichtsbehörde und 

 
7. die Verweisung von allen öf-

fentlichen Schulen des Landes 
durch die obere Schulaufsichts-
behörde. 

 
Ordnungsmaßnahmen gemäß Satz 
1 Nummer 3 Buchstabe a und b sol-
len mit der Verpflichtung, am Unter-
richt einer anderen Klasse oder 
Lerngruppe teilzunehmen, Maßnah-
men mit dem Ziel der Wiedergutma-
chung angerichteten Schadens 
oder der Beauftragung mit Aufga-
ben, die geeignet sind, das Fehlver-
halten zu verdeutlichen, verbunden 
werden. Rechtsbehelfe (Wider-
spruch und Anfechtungsklage) ge-
gen Ordnungsmaßnahmen nach 
Satz 1 Nummer 2, 3 und 5 haben 
keine aufschiebende Wirkung. § 80 
Absatz 4, 5, 7 und 8 der Verwal-
tungsgerichtsordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19. 
März 1991 (BGBl. I S. 686) in der je-
weils geltenden Fassung bleibt un-
berührt.“ 

 
c) In Absatz 4 Satz 1, Absatz 5 Satz 1 

und Absatz 7 Satz 1 wird jeweils die 
Angabe „Nr.“ durch die Angabe 
„Nummer“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Maßnahmen nach Absatz 3 Nr. 4 und 5 
sind nur zulässig, wenn die Schülerin oder 
der Schüler durch schweres oder wiederhol-
tes Fehlverhalten die Erfüllung der Aufgaben 
der Schule oder die Rechte anderer ernstlich 
gefährdet oder verletzt hat. Bei Schulpflichti-
gen bedarf die Entlassung von der Schule 
der Bestätigung durch die Schulaufsichtsbe-
hörde, die die Schülerin oder den Schüler ei-
ner anderen Schule zuweisen kann. Die Ent-
lassung einer Schülerin oder eines Schülers, 
die oder der nicht mehr schulpflichtig ist, 
kann ohne vorherige Androhung erfolgen, 
wenn die Schülerin oder der Schüler inner-
halb eines Zeitraumes von 30 Tagen insge-
samt 20 Unterrichtsstunden unentschuldigt 
versäumt hat. 
 
(5) Maßnahmen nach Absatz 3 Nr. 6 und 7 
sind nur zulässig, wenn die Anwesenheit der 
Schülerin oder des Schülers aus Gründen 
der Sicherheit nicht verantwortet werden 
kann. Diese Entscheidung bedarf der 
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d) In Absatz 7 Satz 3 wird die Angabe 

„Lehrerinnen und Lehrer“ durch die 
Angabe „Lehrkräfte“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bestätigung durch das Ministerium. Soweit 
die Schülerin oder der Schüler die Schul-
pflicht noch nicht erfüllt hat, ist für geeignete 
Bildungsmaßnahmen zu sorgen. 
 
(6) Über Ordnungsmaßnahmen nach Absatz 
3 Nummer 1 bis 3 entscheidet die Schulleite-
rin oder der Schulleiter oder ein von ihr oder 
ihm beauftragtes Mitglied der Schulleitung 
nach Anhörung der Schülerin oder des Schü-
lers. Die Schulleiterin oder der Schulleiter 
oder das beauftragte Mitglied der Schullei-
tung kann sich von der zuständigen Teilkon-
ferenz gemäß Absatz 7 beraten lassen oder 
ihr die Entscheidungsbefugnis übertragen. 
Den Eltern und der Klassenlehrerin oder 
dem Klassenlehrer oder der Jahrgangsstu-
fenleiterin oder dem Jahrgangsstufenleiter 
ist vor der Entscheidung Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. In dringenden Fäl-
len kann auf vorherige Anhörungen verzich-
tet werden; sie sind dann nachzuholen. 
 
(7) Über Ordnungsmaßnahmen nach Absatz 
3 Nr. 4 und 5 entscheidet eine von der Leh-
rerkonferenz berufene Teilkonferenz. Die 
Schule kann verschiedene, für Schulstufen, 
Bildungsgänge oder Abteilungen zuständige 
Teilkonferenzen bilden. Der Teilkonferenz 
gehören ein Mitglied der Schulleitung, die 
Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer oder 
die Jahrgangsstufenleiterin oder der Jahr-
gangsstufenleiter und drei weitere, für die 
Dauer eines Schuljahres zu wählende Leh-
rerinnen und Lehrer oder Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter gemäß § 58 als ständige Mit-
glieder an. Weitere, für die Dauer eines 
Schuljahres zu wählende Mitglieder sind 
eine Vertreterin oder ein Vertreter der Schul-
pflegschaft und des Schülerrates. Diese neh-
men an Sitzungen nicht teil, wenn die Schü-
lerin oder der Schüler oder die Eltern der 
Teilnahme widersprechen. Für jedes Mitglied 
der Teilkonferenz kann jeweils eine Vertrete-
rin oder ein Vertreter gewählt werden. Sie 
oder er nimmt bei Verhinderung des ordentli-
chen Mitglieds dessen Aufgabe wahr. 
 
(8) Vor der Beschlussfassung hat die Teil-
konferenz der betroffenen Schülerin oder 
dem betroffenen Schüler und deren Eltern 
Gelegenheit zu geben, zu dem Vorwurf der 
Pflichtverletzung Stellung zu nehmen; zu der 
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e) Absatz 9 wird wie folgt gefasst:  
 

„Ordnungsmaßnahmen werden den 
Eltern bekannt gegeben und be-
gründet. Bei Schülerinnen und 
Schülern im Bildungsgang Berufs-
schule erfolgt eine Mitteilung an die 
für die Berufserziehung Mitverant-
wortlichen gemäß § 41 Absatz 2, 
wenn eine Ordnungsmaßnahme 
nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 bis 
7 ergriffen worden ist.“ 

 

Anhörung kann die Schülerin oder der Schü-
ler eine Person des Vertrauens aus dem 
Kreis der Schülerinnen und Schüler, der 
Lehrkräfte oder des pädagogischen oder so-
zialpädagogischen Personals an der Schule 
hinzuziehen. 
 
 
(9) Ordnungsmaßnahmen werden den Eltern 
schriftlich bekannt gegeben und begründet. 
 

8. Nach § 53 wird folgender § 53a einge-
fügt:  

„§ 53a 
Schutzmaßnahmen bei Gefahr im 

Verzug 
 

Die Schulleiterin oder der Schulleiter 
kann eine Schülerin oder einen Schüler 
vom Schulbesuch ausschließen, wenn 
aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte 
eine schwere Störung des Schul- oder 
Unterrichtsbetriebs oder eine Gefähr-
dung der Sicherheit von Personen zu er-
warten ist und die Maßnahme wegen 
Gefahr im Verzug erforderlich ist. Der 
Ausschluss vom Schulbesuch darf zwei 
Wochen nicht überschreiten. Aus den in 
Satz 1 genannten Gründen ist die vorhe-
rige Anhörung in der Regel nicht gebo-
ten. Sie ist in diesen Fällen nachzuho-
len. § 53 Absatz 3 Satz 3 und 4 und Ab-
satz 9 gelten entsprechend.“ 

 

  

9. § 61 wird wie folgt geändert:  
 

 
 
 
 
 
 
a) Absatz 1 Satz 2 und 3 wird aufgeho-

ben. 

 § 61 
Bestellung der Schulleiterin oder des 

Schulleiters 
 

(1) Die obere Schulaufsichtsbehörde 
schreibt die Stelle der Schulleiterin oder des 
Schulleiters mit Zustimmung der Schulkonfe-
renz und des Schulträgers aus und prüft die 
eingegangenen Bewerbungen. Sie nennt der 
Schulkonferenz und dem Schulträger die 
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b) Nach Absatz 1 werden die folgen-

den Absätze 2 und 3 eingefügt: 
 

„(2) Stellen für Schulleiterinnen und 
Schulleiter werden für Bewerberin-
nen und Bewerber ausgeschrieben,   
 
1. die an einem Eignungsfeststel-

lungsverfahren teilgenommen 
haben oder  
 

2. denen ein Amt als Schulleiterin 
oder Schulleiter im Beamten-
verhältnis auf Lebenszeit oder 
im Tarifbeschäftigungsverhält-
nis auf Dauer übertragen 
wurde. 
 

Das Eignungsfeststellungsverfah-
ren ist ein Assessment Center-Ver-
fahren, in dem Leitungskompeten-
zen überprüft und anhand von kom-
petenzspezifischen Kriterien bewer-
tet werden. Bewerberinnen und Be-
werber werden aus Anlass der Be-
werbung um ein konkretes Schullei-
tungsamt dienstlich beurteilt. Im 
Rahmen der dienstlichen Beurtei-
lung dient das Eignungsfeststel-
lungsverfahren als eine anlassbe-
zogene Erkenntnisquelle zur Fest-
stellung der Eignung für das Amt als 
Schulleiterin oder Schulleiter. 

 
(3) Die obere Schulaufsichtsbe-
hörde nennt der Schulkonferenz 
und dem Schulträger die Bewerbe-
rinnen und Bewerber, die das Anfor-
derungsprofil der Ausschreibung er-
füllen. Die Schulkonferenz und der 
Schulträger können diese Bewerbe-
rinnen und Bewerber zu einem Vor-
stellungsgespräch einladen.“ 

 
c) Die bisherigen Absätze 2 bis 5 wer-

den die Absätze 4 bis 7. 
 
 
 
 

Bewerberinnen und Bewerber, die das An-
forderungsprofil der Ausschreibung erfüllen. 
Die Schulkonferenz und der Schulträger kön-
nen diese Bewerberinnen und Bewerber zu 
einem Vorstellungsgespräch einladen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Sowohl die Schulkonferenz als auch der 
Schulträger können gegenüber der oberen 
Schulaufsichtsbehörde innerhalb von acht 
Wochen einen Vorschlag abgeben; er soll 
begründet werden. Die obere Schulauf-
sichtsbehörde kann die Frist in begründeten 
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Fällen verlängern. In der Schulkonferenz 
kann nicht mitwirken, wer sich um die zu be-
setzende Stelle beworben hat. 
(3) Die obere Schulaufsichtsbehörde trifft die 
Auswahlentscheidung. Sie würdigt dabei die 
Vorschläge von Schulkonferenz und Schul-
träger. Sie teilt ihre Entscheidung unter An-
gabe der Gründe der Schulkonferenz und 
dem Schulträger mit. Bei der Ernennung fin-
det § 19 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3, 
Absatz 3 und 4 des Landesbeamtengeset-
zes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) in 
der jeweils geltenden Fassung keine Anwen-
dung. 
 
(4) Die Schulaufsichtsbehörde kann Stellen 
für Schulleiterinnen und Schulleiter aus drin-
genden dienstlichen Gründen in Anspruch 
nehmen. Der Schulträger erhält Gelegenheit 
zur Stellungnahme innerhalb von vier Wo-
chen. 
 
(5) Zur Schulleiterin oder zum Schulleiter be-
stellt werden kann nur 
 
1. an Schulen, mit Ausnahme von Förder-

schulen, wer 
 

a) die Befähigung zum Lehramt für 
eine der in dem betreffenden Schul-
system vorhandenen Schulstufen 
besitzt oder 

 
b) die Befähigung zu einem Lehramt 

einer bestimmten Schulform besitzt 
und aufgrund dieser Befähigung in 
Jahrgangsstufen, die in dem betref-
fenden Schulsystem vorhanden 
sind, verwendet werden kann; 

 
2. an Förderschulen, wer die Befähigung 

zum Lehramt für sonderpädagogische 
Förderung, zum Lehramt für Sonderpä-
dagogik oder zum Lehramt an Sonder-
schulen besitzt; 

 
3. an Klinikschulen, wer eine Befähigung 

nach Nummer 1 oder 2 besitzt 
. 

Das für Schule zuständige Ministerium kann 
auf Grundlage der Laufbahnverordnung vom 
28. Januar 2014 (GV. NRW. S. 22, ber.  
S. 203) in der jeweils geltenden Fassung im 

https://recht.nrw.de/gvnrw/2016-s310
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d) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 

8 und in Satz 1 wird die Angabe „Ab-
satzes 5“ durch die Angabe „Absat-
zes 7“ ersetzt. 

 

Einzelfall eine andere Lehramtsbefähigung 
zulassen. 
 
(6) Über die Anforderungen des Absatzes 5 
Satz 1 hinaus müssen Kenntnisse und Fä-
higkeiten nachgewiesen werden, die für die 
Leitung einer Schule (§ 59) erforderlich sind. 
Dazu gehören insbesondere Fähigkeiten zur 
 
1. Führung, Teamarbeit und Konfliktlö-

sung, 
 
2. Organisation und Weiterentwicklung ei-

ner Schule, 
 
3. pädagogischen Beurteilung von Unter-

richt und Erziehung, 
 
4. engen und vertrauensvollen Zusam-

menarbeit mit dem Schulträger und 
 
5. Zusammenarbeit mit schulischen und 

außerschulischen Partnern. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 72 
Schulpflegschaft 

 
(1) Mitglieder der Schulpflegschaft sind die 
Vorsitzenden der Klassenpflegschaften so-
wie die von den Jahrgangsstufen gewählten 
Vertreterinnen und Vertreter. Ihre Stellvertre-
terinnen und Stellvertreter können beratend 
an den Sitzungen teilnehmen. Bei Verhinde-
rung von ordentlichen Mitgliedern üben sie 
deren Stimmrecht aus. Ein Elternteil kann in 
mehreren Klassenpflegschaften zur Vorsit-
zenden oder zum Vorsitzenden oder in Jahr-
gangsstufenpflegschaften zur Vertreterin 
oder zum Vertreter gewählt werden und hat 
in Sitzungen der Schulpflegschaft ein ent-
sprechendes Stimmengewicht. Die Schullei-
terin oder der Schulleiter soll beratend an 
den Sitzungen teilnehmen. Zwei vom Schü-
lerrat gewählte Schülerinnen und Schüler ab 
Klasse 7 können mit beratender Stimme teil-
nehmen. Die Schulpflegschaft wählt eine 
Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und bis 
zu drei Stellvertreterinnen oder Stellvertreter. 
Wählbar sind neben den Mitgliedern der 
Schulpflegschaft die stellvertretenden Vorsit-
zenden der Klassen- und Jahrgangsstufen-
pflegschaften. Sie werden mit der Wahl Mit-
glieder der Schulpflegschaft. 
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10. § 72 Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt ge-

fasst:  
 

„Die Schulpflegschaft wählt aus der El-
ternschaft die Vertretung für die Schul-
konferenz und die Fachkonferenzen.“  

 

 
(2) Die Schulpflegschaft vertritt die Interes-
sen der Eltern bei der Gestaltung der Bil-
dungs- und Erziehungsarbeit der Schule. Sie 
berät über alle wichtigen Angelegenheiten 
der Schule. Hierzu kann sie Anträge an die 
Schulkonferenz richten. Die Schulpflegschaft 
wählt die Vertretung der Eltern für die Schul-
konferenz und die Fachkonferenzen. Die El-
tern können über die Bildungs- und Erzie-
hungsarbeit auch unter sich beraten. 
 
(3) Die Schulpflegschaft kann eine Ver-
sammlung aller Eltern einberufen. Die Eltern-
versammlung lässt sich über wichtige Ange-
legenheiten der Schule unterrichten und be-
rät darüber. 
 
(4) Schulpflegschaften können auf örtlicher 
und überörtlicher Ebene zusammenwirken 
und ihre Interessen gegenüber Schulträger 
und Schulaufsicht vertreten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
11. § 74 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 
a) Nach Satz 1 werden die folgenden 

Sätze eingefügt: 
 

 § 74 
Schülervertretung 

 
(1) Die Schülervertretung nimmt die Interes-
sen der Schülerinnen und Schüler wahr. Sie 
vertritt insbesondere deren Belange bei der 
Gestaltung der Bildungs- und Erziehungsar-
beit der Schule und fördert ihre fachlichen, 
kulturellen, sportlichen, politischen und sozi-
alen Interessen. Sie kann sich durch die Mit-
wirkung in den Gremien an schulischen Ent-
scheidungen beteiligen sowie im Rahmen 
des Auftrags der Schule übertragene und 
selbstgewählte Aufgaben durchführen und 
schulpolitische Belange wahrnehmen. Sie 
wird wahrgenommen durch 
 
1. die Sprecherinnen und Sprecher der 

Klassen, Kurse und Jahrgangsstufen 
sowie der Schule, 

 
2. den Schülerrat und 
 
3. die Delegierten für überörtliche Schüler-

vertretungen. 
 

 
(2) Die Schülerinnen und Schüler der Klasse, 
des Kurses und der Jahrgangsstufe wirken in 
ihrem Bereich an der Bildungs- und 
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„Für Schülerinnen und Schüler des 
Primarbereichs richtet die Schule 
ein Beteiligungsgremium ein. Die 
Organisationsformen und Aufgaben 
des Gremiums werden alters- und 
entwicklungsgerecht ausgestaltet.“ 
 

b) In dem neuen Satz 4 wird die An-
gabe „Sie“ durch die Angabe „Schü-
lerinnen und Schüler“ ersetzt. 

 
c) In dem neuen Satz 5 wird nach der 

Angabe „kann“ und nach der An-
gabe „Teilzeitschulen“ jeweils die 
Angabe „einmal“ eingefügt. 

 

Erziehungsarbeit mit. Sie wählen von der 
fünften Klasse an ihre Sprecherinnen und 
Sprecher und deren Stellvertretungen. Die 
Schülerschaft der Vollzeitschulen kann im 
Monat, die Schülerschaft der Teilzeitschulen 
im Quartal eine Stunde während der allge-
meinen Unterrichtszeit für Angelegenheiten 
der Schülervertretung (SV-Stunde) in An-
spruch nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Der Schülerrat vertritt alle Schülerinnen 
und Schüler der Schule; er kann Anträge an 
die Schulkonferenz richten. Mitglieder des 
Rates sind die Sprecherinnen und Sprecher 
der Klassen und Jahrgangsstufen sowie mit 
beratender Stimme deren Stellvertretungen. 
Hat eine Jahrgangsstufe mehr als 20 Perso-
nen, wählt die Jahrgangsstufe für je weitere 
angefangene 20 Personen eine weitere Ver-
tretung für den Rat. Der Rat wählt eine Vor-
sitzende (Schülersprecherin) oder einen Vor-
sitzenden (Schülersprecher) und bis zu drei 
Stellvertretungen. Auf Antrag von einem 
Fünftel der Gesamtzahl der Schülerinnen 
und Schüler wird die Schülersprecherin oder 
der Schülersprecher von der Schülerver-
sammlung gewählt. Der Rat wählt aus der 
Schülerschaft die Vertretung für die Schul-
konferenz, die Schulpflegschaft und die 
Fachkonferenzen sowie Delegierte für 
überörtliche Schülervertretungen. 
 
(4) Der Schülerrat kann im Benehmen mit 
der Schulleiterin oder dem Schulleiter eine 
Versammlung aller Schülerinnen und Schü-
ler (Schülerversammlung) einberufen. Die 
Versammlung lässt sich über wichtige Ange-
legenheiten der Schule unterrichten und be-
rät darüber. Auf Antrag von einem Fünftel der 
Schülerinnen und Schüler ist sie einzuberu-
fen. Die Versammlung kann bis zu zweimal 
im Schuljahr während der allgemeinen Un-
terrichtszeit stattfinden. Für Versammlungen 
der Schülerinnen und Schüler der Klassen 
oder Jahrgangsstufen gilt Satz 4 entspre-
chend. 
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(5) Zusammenkünfte von Mitwirkungsgre-
mien der Schülerinnen und Schüler auf dem 
Schulgelände sowie die SV-Stunde sind 
Schulveranstaltungen. Sonstige Veranstal-
tungen der Schülervertretung auf dem Schul-
gelände oder außerhalb des Schulgeländes 
sind Schulveranstaltungen, wenn die Schul-
leiterin oder der Schulleiter vorher zuge-
stimmt hat. 
 
(6) Schülerinnen und Schüler dürfen wegen 
ihrer Tätigkeit in den Mitwirkungsgremien 
weder bevorzugt noch benachteiligt werden. 
Auf Antrag ist die Tätigkeit im Zeugnis zu ver-
merken. 
 
(7) Verbindungslehrkräfte unterstützen die 
Arbeit der Schülervertretung. Der Schülerrat 
wählt je nach Größe der Schule bis zu drei 
Verbindungslehrkräfte. 
 
(8) Schülervertretungen können auf örtlicher 
oder überörtlicher Ebene zusammenwirken 
und ihre Interessen gegenüber Schulträger 
und Schulaufsicht vertreten. 
 

 
 
 
12. Dem § 82 Absatz 1 wird folgender Satz 

angefügt: 
 
 
 
 
 
 

 
„Schulen, die in der Regel Schülerinnen 
und Schüler aufnehmen, welche nach 
der Erprobungsstufe gemäß § 13 die 
Schulform wechseln, können auch dann 
fortgeführt werden, wenn das Erreichen 
der erforderlichen Mindestgröße spätes-
tens ab Klasse 7 sicher gewährleistet 
ist.“  
 

 

 § 82 
Mindestgröße von Schulen 

 
(1) Schulen müssen die für einen geordneten 
Schulbetrieb erforderliche Mindestgröße ha-
ben. Bei der Errichtung muss sie für mindes-
tens fünf Jahre gesichert sein; dabei gelten 
28 Schülerinnen und Schüler als Klasse, für 
Grundschulen, für Gesamtschulen und für 
Sekundarschulen 25 Schülerinnen und 
Schüler. Für die Fortführung gelten die ge-
mäß § 93 Abs. 2 Nr. 3 bestimmten Klassen-
größen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Grundschulen müssen bei der Errichtung 
mindestens zwei Parallelklassen pro Jahr-
gang haben, bei der Fortführung mindestens 
92 Schülerinnen und Schüler. Die einzige 
Grundschule einer Gemeinde kann mit 
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mindestens 46 Schülerinnen und Schülern 
fortgeführt werden. 
 
(3) Hauptschulen müssen mindestens zwei 
Parallelklassen pro Jahrgang haben. Eine 
Hauptschule kann mit einer Klasse pro Jahr-
gang fortgeführt werden, wenn den Schüle-
rinnen und Schülern der Weg zu einer ande-
ren Hauptschule mit mindestens zwei Paral-
lelklassen pro Jahrgang nicht zugemutet 
werden kann oder sich aus dem Standort der 
Hauptschule und der Schulentwicklungspla-
nung ergibt, dass ihre Fortführung für die so-
ziale und kulturelle Entwicklung der Ge-
meinde von entscheidender Bedeutung ist 
und diese Aufgabe von einer anderen weiter-
führenden Schule nicht übernommen wer-
den kann. Der Unterricht ist in diesem Fall 
gemeinsam mit anderen Schulen und, soweit 
erforderlich, durch zusätzliche Lehrerstellen 
sicher zu stellen. 
 
(4) Realschulen müssen mindestens zwei 
Parallelklassen pro Jahrgang haben. Wird 
diese Mindestgröße unterschritten, kann 
eine Realschule fortgeführt werden, wenn 
sich aus der Schulentwicklungsplanung 
ergibt, dass dies im Planungszeitraum nur 
vorübergehend der Fall ist und den Schüle-
rinnen und Schülern der Weg zu einer ande-
ren Realschule mit mindestens zwei Parallel-
klassen pro Jahrgang nicht zugemutet wer-
den kann. 
 
(5) Sekundarschulen müssen mindestens 
drei Parallelklassen pro Jahrgang haben. 
Eine Sekundarschule kann mit zwei Klassen 
pro Jahrgang fortgeführt werden, wenn nur 
dann das Angebot einer Schule der Sekun-
darstufe I in einer Gemeinde gesichert wird, 
den Schülerinnen und Schülern der Weg zu 
einer anderen Schule der Sekundarstufe I in 
der Gemeinde nicht zugemutet werden kann 
oder sich aus dem Standort und der Schul-
entwicklungsplanung ergibt, dass die Fort-
führung für die soziale und kulturelle Ent-
wicklung eines siedlungstopografisch deut-
lich abgegrenzten Gemeindeteils von ent-
scheidender Bedeutung ist und diese Auf-
gabe nicht von einer anderen weiterführen-
den Schule übernommen werden kann. 
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(6) Gymnasien müssen in der Sekundarstufe 
I bei der Errichtung mindestens drei Parallel-
klassen pro Jahrgang haben, bei der Fortfüh-
rung mindestens zwei Parallelklassen pro 
Jahrgang. Wird diese Mindestgröße unter-
schritten, kann ein Gymnasium fortgeführt 
werden, wenn sich aus der Schulentwick-
lungsplanung ergibt, dass dies im Planungs-
zeitraum nur vorübergehend der Fall ist und 
den Schülerinnen und Schülern der Weg zu 
einem anderen Gymnasium mit mindestens 
zwei Parallelklassen pro Jahrgang nicht zu-
gemutet werden kann. 
 
(7) Gesamtschulen müssen bis Klasse 10 
mindestens vier Parallelklassen pro Jahr-
gang haben. Wird diese Mindestgröße unter-
schritten, kann eine Gesamtschule fortge-
führt werden, wenn sich aus der Schulent-
wicklungsplanung ergibt, dass dies im Pla-
nungszeitraum nur vorübergehend der Fall 
ist und den Schülerinnen und Schülern der 
Weg zu einer anderen Gesamtschule mit 
mindestens vier Parallelklassen pro Jahr-
gang nicht zugemutet werden kann. 
 
(8) In der gymnasialen Oberstufe ist eine 
Jahrgangsbreite von mindestens 42 Schüle-
rinnen und Schülern im ersten Jahr der Qua-
lifikationsphase erforderlich. Das Ministerium 
kann Ausnahmen von dieser Mindestgröße 
zulassen. 
 
(9) Das Weiterbildungskolleg hat in der Re-
gel eine Mindestzahl von 240 Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern. Bestehende Einrich-
tungen (Abendrealschule, Abendgymna-
sium, Kolleg) können als Weiterbildungskol-
leg fortgeführt werden, sofern sie als Abend-
realschule mindestens 160, als Abendgym-
nasium oder Kolleg mindestens 240 Teilneh-
merinnen und Teilnehmer haben. Ein Weiter-
bildungskolleg kann auch fortgeführt werden, 
wenn den Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
der Weg zu einer anderen Bildungseinrich-
tung, die einen entsprechenden Abschluss 
vermittelt, nicht zugemutet werden kann. 
(10) Durch Rechtsverordnung bestimmt das 
Ministerium die Mindestgrößen von Förder-
schulen und von Klinikschulen. 
 

 
 

  
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19694 

 
 

29 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 83 
Grundschulverbund, Teilstandorte von 

Schulen 
 

(1) Grundschulen mit weniger als 92 und 
mindestens 46 Schülerinnen und Schülern 
können nur als Teilstandorte geführt werden 
(Grundschulverbund), wenn der Schulträger 
deren Fortführung für erforderlich hält. Klei-
nere Teilstandorte können ausnahmsweise 
von der oberen Schulaufsichtsbehörde zuge-
lassen werden, wenn der Weg zu einem an-
deren Grundschulstandort der gewählten 
Schulart den Schülerinnen und Schülern 
nicht zugemutet werden kann und mindes-
tens zwei Gruppen gebildet werden können. 
Die Vorschriften zu den Klassengrößen blei-
ben unberührt. Spätestens fünf Jahre nach 
Bildung eines Grundschulverbundes ist in 
der Schule in einer einheitlichen Organisa-
tion gemäß § 11 Absätzen 2 und 3 zu unter-
richten. Bei jahrgangsübergreifendem Unter-
richt gemäß § 11 Absatz 4 ist für die einheit-
liche Organisation ausreichend, wenn am 
anderen Teilstandort des Grundschulverbun-
des jahrgangsübergreifend in den Klassen 1 
und 2 sowie 3 und 4 unterrichtet wird. Die 
Schulaufsichtsbehörde soll Ausnahmen von 
der Verpflichtung zu einer einheitlichen Or-
ganisation gemäß den Sätzen 4 und 5 zulas-
sen, sofern an einem Teilstandort auf Grund 
der Vorschriften für die Klassengrößen jahr-
gangsübergreifende Gruppen gebildet wer-
den und die Schule durch ein pädagogisches 
Konzept darlegt, dass ein Einsatz der Lehre-
rinnen und Lehrer an allen Teilstandorten im 
Grundschulverbund möglich ist. 
 
(2) Grundschulverbünde können auch aus 
Gemeinschaftsgrundschulen und Bekennt-
nisgrundschulen oder Weltanschauungs-
grundschulen gebildet werden. An dem be-
kenntnisgeprägten oder weltanschaulich ge-
prägten Standort werden Schülerinnen und 
Schüler nach den Grundsätzen dieses Be-
kenntnisses oder dieser Weltanschauung 
unterrichtet und erzogen. §§ 26 und 27 fin-
den auf einen solchen Standort entspre-
chende Anwendung. 
 
(3) Besteht ein Grundschulverbund aus 
Standorten unterschiedlicher Schularten, 
müssen beide Schularten in der Schulleitung 
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13. Dem § 83 Absatz 5 wird folgender Satz 

angefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Weitere Ausnahmen bei vertikaler Glie-
derung sind in begründeten Einzelfällen 
möglich, wenn das fachliche Angebot 
und die Qualitätsstandards nicht einge-
schränkt werden.“  

(§ 60) vertreten sein. An einem bekenntnis-
geprägten oder weltanschaulich geprägten 
Standort nehmen eine Teilschulkonferenz 
und eine Teilschulpflegschaft die darauf be-
zogenen Belange wahr. 
 
(4) Eine Sekundarschule kann mit allen Pa-
rallelklassen mehrerer Jahrgänge an einem 
und allen Parallelklassen der übrigen Jahr-
gänge an anderen Teilstandorten geführt 
werden (horizontale Gliederung). Sie kann 
mit mindestens fünf Parallelklassen pro Jahr-
gang einen Teilstandort mit zwei Parallel-
klassen pro Jahrgang führen, wenn nur dann 
das schulische Angebot der Sekundarstufe I 
in einer Gemeinde gesichert wird (vertikale 
Gliederung). Weitere Ausnahmen bei verti-
kaler Gliederung sind in begründeten Einzel-
fällen möglich, wenn das fachliche Angebot 
und die Qualitätsstandards nicht einge-
schränkt werden. 
 
(5) Eine Gesamtschule kann mit allen Paral-
lelklassen mehrerer Jahrgänge an einem 
und allen Parallelklassen der übrigen Jahr-
gänge an anderen Teilstandorten geführt 
werden (horizontale Gliederung). Sie kann 
ausnahmsweise auch mit mindestens sechs 
Parallelklassen pro Jahrgang einen Teil-
standort mit zwei oder drei Parallelklassen 
pro Jahrgang führen, wenn nur dann das 
schulische Angebot der Sekundarstufe I in 
einer Gemeinde gesichert wird (vertikale 
Gliederung). 
 
 
 
(6) Schulen können in begründeten Fällen an 
Teilstandorten in zumutbarer Entfernung ge-
führt werden. Absätze 1 bis 5 bleiben unbe-
rührt. 
 
(7) In den Fällen der Absätze 1 bis 6 darf 
durch die Bildung von Teilstandorten kein zu-
sätzlicher Lehrerstellenbedarf entstehen. 
Der Schulträger ist verpflichtet, die sächli-
chen Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
dass der ordnungsgemäße Unterricht nicht 
beeinträchtigt wird. 
 

 
 
 

 § 118 
Anerkannte Ergänzungsschule 
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(1) Berufsbildenden Ergänzungsschulen 
kann auf Antrag die Eigenschaft einer aner-
kannten Ergänzungsschule verliehen wer-
den, wenn 
 
1. die Lehrpläne und Prüfungsordnungen 

genehmigt sind und 
2. an der vermittelten Ausbildung dauer-

haft ein besonderes pädagogisches 
oder sonstiges besonderes öffentliches 
Interesse besteht. 

 
Mit der Anerkennung erhält die Schule das 
Recht, nach einer staatlich genehmigten 
Ordnung Prüfungen abzuhalten. Die obere 
Schulaufsichtsbehörde bestellt die Vorsit-
zende oder den Vorsitzenden der Prüfungs-
kommission; eine staatliche Anerkennung 
der Abschlüsse ist damit nicht verbunden. 
 
(2) Eine allgemein bildende Ergänzungs-
schule erhält die Eigenschaft einer aner-
kannten Ergänzungsschule, wenn sie als 
Schule der Sekundarstufe I, der Sekundar-
stufe II oder beider Sekundarstufen geführt 
wird und an ihr mindestens das Bildungsziel 
der Hauptschule erfüllt werden kann. 
 
(3) Einer allgemein bildenden ausländischen 
oder internationalen Ergänzungsschule kann 
auf Antrag die Eigenschaft einer anerkann-
ten Ergänzungsschule durch das Ministe-
rium verliehen werden, wenn an dieser 
Schule 
 
1. a) der Abschluss eines Mitgliedstaates 

 der Europäischen Union oder 
 
 b) ein von den Ländern als Hochschul-

zugangsberechtigung anerkannter 
internationaler Abschluss erreicht 
werden kann, 

 
2. in einem durch das Ministerium be-

stimmten Mindestumfang Unterricht in 
deutscher Sprache abgehalten wird, 

3.  für die Errichtung und den Betrieb dieser 
Schule dauerhaft ein besonderes öffent-
liches Interesse besteht. 

 
Für die Primarstufe einer solchen Schule ist 
eine Anerkennung nur möglich, wenn ein be-
sonderes pädagogisches Interesse 
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14. § 118 Absatz 4 Satz 3 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 
 
 
 
 

„Bei den nach den Absätzen 2 und 3 an-
erkannten Ergänzungsschulen sorgt die 
jeweils zuständige Schulaufsicht für die 
Einhaltung der Voraussetzungen für die 
Anerkennung und für die Einhaltung der 
Voraussetzungen für die Erfüllung der 
Schulpflicht.“ 
 

 

festgestellt worden ist und eine Sonderung 
nicht gefördert wird. 
(4) Die Anerkennung setzt voraus, dass der 
Unterricht nach seinen Zielen, den Einrich-
tungen der Schule und der Zuverlässigkeit 
des Trägers sowie der fachlichen Vorbildung 
und Fähigkeit der Lehrkräfte und Schullei-
tung geeignet ist, das von der Schule ange-
strebte Ausbildungsziel zu erreichen. Sie 
kann mit Nebenbestimmungen versehen 
werden (§ 36 VwVfG. NRW.). Bei den nach 
den Absätzen 2 und 3 anerkannten Ergän-
zungsschulen sorgt die Schulaufsicht für die 
Einhaltung der Voraussetzungen für die An-
erkennung und für die Erfüllung der Schul-
pflicht. Die Anerkennung erlischt, wenn die 
Ergänzungsschule nicht innerhalb eines Jah-
res nach Bekanntgabe der Anerkennung in 
Betrieb genommen wird oder der Betrieb ein 
Jahr geruht hat. 
 
(5) Die Schulaufsicht über anerkannte allge-
mein bildende ausländische oder internatio-
nale Ergänzungsschulen obliegt abweichend 
von den Bestimmungen der §§ 116 und 117 
dem Ministerium. 
 
(6) Das Verfahren zur Anerkennung einer all-
gemein bildenden Ergänzungsschule nach 
Absatz 2 kann über eine einheitliche Stelle 
nach den Vorschriften des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes abgewickelt werden. Über 
den Antrag auf Anerkennung nach Satz 1 
entscheidet die obere Schulaufsichtsbe-
hörde innerhalb einer Frist von drei Monaten. 
Hat die obere Schulaufsichtsbehörde nicht 
innerhalb von drei Monaten nach Eingang 
der vollständigen Unterlagen entschieden, 
gilt die Anerkennung als erteilt. 
 

 
15. § 132b wird wie folgt geändert: 

 
a) Die Überschrift wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„§ 132b 
PRIMUS-Schulen“. 

 
 
 
 
 

  
 
 
 

 
 

§ 132b 
Fortführung der PRIMUS-Schulen 

 
(1) Das Ministerium kann auf Antrag des 
Schulträgers und nach Anhörung der be-
troffenen Schulen an bis zu 14 Schulen be-
ginnend mit dem Schuljahr 2014/2015 oder 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19694 

 
 

33 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 
 

„Das Ministerium kann die Errich-
tung weiterer PRIMUS-Schulen bis 
zu einer Gesamtzahl von zehn 
Schulen genehmigen. § 81 Absatz 3 
Satz 2 und 3 gilt entsprechend. PRI-
MUS-Schulen müssen bei 

dem Schuljahr 2015/2016 für einen Zeitraum 
von 13 Schuljahren und danach jahrgangs-
stufenweise auslaufend erproben, ob durch 
den Zusammenschluss mit einer Grund-
schule zu einer Schule die Chancengerech-
tigkeit und die Leistungsfähigkeit des Schul-
wesens erhöht werden und die Schülerinnen 
und Schüler dadurch zu besseren Schulab-
schlüssen geführt werden können. Außer-
dem soll hierbei erprobt werden, wie im Hin-
blick auf die demografische Entwicklung und 
die sich wandelnde Abschlussorientierung 
der Eltern weiterhin ein wohnortnahes Schul-
angebot ermöglicht werden kann. Die Aner-
kennung der Abschlüsse in den Ländern der 
Bundesrepublik Deutschland muss gesichert 
sein. Die näheren Regelungen über Ände-
rungen und Ergänzungen der Unterrichtsin-
halte, der Unterrichtsorganisation, über die 
Formen der Schulverfassung und der Schul-
leitung sowie über die Rahmenbedingungen 
trifft das Ministerium. 
 
(2) Die Schulträger sind berechtigt, die Schu-
len, die am 1. August 2025 gemäß Absatz 1 
am Schulversuch PRIMUS teilgenommen 
haben, über das Schuljahr 2025/2026 oder 
2026/2027 hinaus als PRIMUS-Schulen fort-
zuführen, wenn sie zwei Parallelklassen pro 
Jahrgang haben. Eine Schule kann mit einer 
Klasse pro Jahrgang fortgeführt werden, 
wenn nur dann das Angebot einer Schule der 
Sekundarstufe I in einer Gemeinde gesichert 
wird. Für die Fortführung beträgt der Klas-
senfrequenzrichtwert 24. Es gilt die Band-
breite 18 bis 30. Abweichend von § 48 kön-
nen in den Klassen 1 bis 8 an die Stelle von 
Noten alternative Formen der Leistungsbe-
wertung unter Einschluss der Möglichkeit ei-
nes Verzichts auf Ziffernoten treten. Soweit 
keine abweichenden Regelungen getroffen 
werden, finden für die Klassen 1 bis 4 der 
PRIMUS-Schulen die für die Grundschule 
geltenden Vorschriften, für die Klassen 5 bis 
10 der PRIMUS-Schulen die für die Sekun-
darschule in integrierter Form geltenden Vor-
schriften entsprechende Anwendung. 
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Errichtung mindestens drei Parallel-
klassen pro Jahrgang haben. Dabei 
gelten 25 Schülerinnen und Schüler 
als Klasse. Absatz 2 gilt entspre-
chend.“  

 

Artikel 2 
 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Sätze 2 
und 3 am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
Artikel 1 Nummer 4 und Nummer 11 tritt am 
1. August 2027 in Kraft. Artikel 1 Nummer 15 
tritt am 1. August 2028 in Kraft.  
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Begründung 
 
A Allgemeiner Teil 
 
Mit dem Gesetz zur Stärkung der Bildungsgerechtigkeit und der Demokratiebildung (19. Schul-
rechtsänderungsgesetz) soll die Chancengleichheit gestärkt, ein wohnortnahes und differen-
ziertes Beschulungsangebot sichergestellt, die Demokratiebildung bereits bei den jüngsten 
Schülerinnen und Schülern gefördert und verwaltungsorganisatorischer Aufwand reduziert 
werden. 
 
So werden zur Stärkung der Bildungsgerechtigkeit die erforderlichen Rechtsgrundlagen für die 
Gewährung von Nachteilsausgleich und Notenschutz im Schulgesetz verankert. Unter den Vo-
raussetzungen des § 48a Absatz 1 SchulG erhalten Schülerinnen und Schüler auf Antrag eine 
Anpassung der Bedingungen für die Erbringung von Leistungsnachweisen und Prüfungen 
(Nachteilsausgleich). § 48a Absatz 2 SchulG regelt die Möglichkeit, für Leistungsnachweise 
und in Prüfungen auf Antrag von einer Bewertung abgrenzbarer fachlicher Anforderungen des 
jeweiligen Fachs absehen zu können (Notenschutz).  
 
Die Klarstellung in § 42 Absatz 3 SchulG, dass Schülerinnen und Schüler durch ihr Verhalten 
oder die Verhüllung ihres Gesichts nicht die Kommunikation erschweren dürfen, trägt zur of-
fenen Begegnung bei, denn nur durch eine ungehinderte Kommunikation ist sichergestellt, 
dass der erforderliche pädagogische und soziale Austausch mit den Lehrkräften sowie im 
Klassenverband oder Kurs erfolgen und jede Schülerin und jeder Schüler individuell adäquat 
wahrgenommen werden kann. 
 
Durch die Änderung des § 53 wird klargestellt, dass erzieherische Einwirkungen und Ord-
nungsmaßnahmen die Schülerin oder den Schüler nicht von der Pflicht entbinden, daran mit-
zuarbeiten, dass die Aufgabe der Schule erfüllt und das Bildungsziel gemäß § 42 Absatz 3 
erreicht werden kann. Durch eine stärkere Abstufung der möglichen Maßnahmen wird zudem 
eine noch differenziertere Reaktion als bisher auf die jeweils vorliegende Pflichtverletzung ge-
währleistet. Der neue § 53a ermöglicht einen präventiven vorübergehenden Ausschluss vom 
Schulbesuch, wenn aufgrund konkreter Anhaltspunkte ein sofortiges Handeln wegen Gefahr 
im Verzug erforderlich ist. 
 
Die Verdeutlichung, dass der Schulträger einzelne Schulen von dem Beschluss, gemeinde-
fremde Schülerinnen und Schüler, die in ihrer Heimatgemeinde eine Schule der gewünschten 
Schulform besuchen können, nicht aufzunehmen (§ 46 Absatz 6 Satz 1 SchulG), ausnehmen 
kann, dient der Gewährleistung eines differenzierten Beschulungsangebots. Insbesondere bei 
Schulen, die aufgrund einer besonderen Gesamtkonzeption (Schulprofil) von überörtlicher Be-
deutung sind, kann ein gemeindeübergreifender Zulauf ermöglicht und das Bedürfnis der 
Schülerinnen und Schüler über die Gemeindegrenzen hinweg gedeckt werden. 
 
Daneben wird durch das Abstellen auf das Erreichen der für die Fortführung der Schule erfor-
derlichen Mindestgröße ab Klasse 7 bei Schulen, die in der Regel Schülerinnen und Schüler 
aufnehmen, welche nach der Erprobungsstufe die Schulform wechseln, das Angebot für 
Schulformwechsler insbesondere im ländlichen Raum verbessert (§ 82 Absatz 1 SchulG).  
 
Die Ermöglichung der Errichtung weiterer PRIMUS-Schulen bis zu einer Gesamtzahl von zehn 
Schulen leistet ebenfalls einen Beitrag zu einem differenzierten Beschulungsangebot. 
 
Die Schulen sind gemäß § 74 Absatz 2 Satz 2 und 3 SchulG künftig verpflichtet, ein alters- 
und entwicklungsangemessenes Beteiligungsgremium für die Schülerinnen und Schüler der 
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Primarstufe einzurichten. Hierdurch werden Kinder schon in der Primarstufe altersgemäß an 
demokratische Verfahrensweisen herangeführt.  
 
Des Weiteren führt der künftige Verzicht auf die formale Anerkennung bei offensichtlich gleich-
wertigen Abschlüssen und Berechtigungen aus anderen Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland sowie bei bereits in anderen Bundesländern anerkannten ausländischen Bil-
dungsnachweisen zu einer Verringerung des verwaltungsorganisatorischen Aufwands für 
Schulaufsichtsbehörden und zur Verfahrensbeschleunigung (§ 51 Absatz 4 SchulG).  
 
Im Übrigen wird auf den besonderen Teil der Begründung verwiesen. 
 
B Besonderer Teil 
 
Zu Artikel 1 
 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 
 
Folgeänderungen zu der Einfügung der §§ 48a und 53a sowie Anpassung der Überschrift an 
die Änderung des § 132b. 
 
Zu Nummer 2 (§ 42) 
 
Zu Buchstabe a) (Absatz 3 Satz 3) 
 
Bei der Ersetzung der Wörter „Lehrerinnen und Lehrer“ durch das Wort „Lehrkräfte“ handelt 
es sich um eine Anpassung zur Umsetzung gendergerechter Sprache.  
 
Zu Buchstabe b) (Absatz 3 Satz 4 und 5) 
 
Durch die Anfügung der neuen Sätze 4 und 5 wird klargestellt, dass Schülerinnen und Schüler 
durch ihr Verhalten oder die Verhüllung ihres Gesichts nicht die Kommunikation erschweren 
und dadurch ihre Mitwirkungspflichten aus § 42 Absatz 3 verletzen dürfen. Materiell-rechtliche 
Änderungen sind damit nicht verbunden.  
 
Bereits nach bisheriger Rechtslage ist ein Verhalten, das die pädagogisch erforderliche Inter-
aktion behindert, mit den Pflichten der Schülerinnen und Schüler aus § 42 Absatz 3 nicht ver-
einbar und stellt eine Pflichtverletzung dar, auf die mit Maßnahmen nach § 53 Absatz 1 reagiert 
werden kann.  
 
Die Schülerinnen und Schüler haben nach § 42 Absatz 3 Satz 1 die Pflicht, daran mitzuarbei-
ten, dass die Aufgabe der Schule erfüllt und das Bildungsziel erreicht werden kann. Zu den 
Erziehungs- und Bildungszielen gehört auch das Konzept einer offenen Kommunikation. Die-
ses erfordert, dass zwischen Lehrkraft und Schülerinnen und Schülern sowie zwischen den 
Schülerinnen und Schülern untereinander frei, d.h. ohne Barriere und Hindernisse kommuni-
ziert werden kann. Nur durch eine ungehinderte, offene und freie Kommunikation ist sicherge-
stellt, dass der erforderliche pädagogische und soziale Austausch mit den Lehrkräften sowie 
im Klassenverband oder Kurs erfolgen und jede Schülerin und jeder Schüler individuell adä-
quat wahrgenommen werden kann. Kommunikation ist mehr als die bloße Wahrnehmbarkeit 
des gesprochenen Wortes. Sie setzt auch das Erfassen der Körpersprache, insbesondere der 
Gesichtsmimik voraus. Die Schülerinnen und Schüler sind daher verpflichtet, mit geeigneter 
Bekleidung am Unterricht teilzunehmen und keine Gesichtsverhüllung zu tragen, die eine Iden-
tifizierung und eine Kommunikation erschwert.  
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Der mit einem Verhüllungsverbot gegebenenfalls verbundene Eingriff in die Glaubensfreiheit 
der Schülerinnen und Schüler aus Artikel 4 Absatz 1 und 2 Grundgesetz ist gerechtfertigt. Zwar 
wird die Glaubensfreiheit vorbehaltlos gewährleistet. Sie findet ihre verfassungsimmanente 
Schranke jedoch in dem staatlichen Bestimmungsrecht im Schulwesen, dem ebenfalls Verfas-
sungsrang zukommt (Artikel 7 Grundgesetz). Das Grundrecht auf Glaubensfreiheit und das 
staatliche Bestimmungsrecht im Schulwesen stehen sich gleichrangig gegenüber und begren-
zen sich wechselseitig in einer Weise, die weder das eine noch das andere bevorzugt.  
 
Die in Artikel 4 Absatz 1 und 2 Grundgesetz geschützte Freiheit, die Lebensführung an der 
Glaubensüberzeugung auszurichten, kann insoweit eingeschränkt werden, als religiös be-
dingte Verhaltensweisen die Durchführung des staatlichen Bildungs- und Erziehungsauftrags 
soweit behindern, dass ihm der Staat nicht mehr oder nur unzureichend nachkommen kann. 
Dies ist bei einer die Kommunikation wesentlich erschwerenden Gesichtsverhüllung der Fall. 
Durch eine Verhüllung des Gesichts wird das im Schulalltag zur Durchführung des staatlichen 
Bildungs- und Erziehungsauftrags verankerte Konzept der offenen Kommunikation sowohl 
zwischen Lehrkraft und Schülerinnen und Schülern als auch zwischen den Schülerinnen und 
Schülern untereinander erheblich eingeschränkt, wenn nicht sogar gänzlich unmöglich ge-
macht. Der schulische Bildungs- und Erziehungsauftrag erfordert, dass sich sowohl Schülerin-
nen und Schüler untereinander als auch Schülerinnen und Schüler und Lehrkräfte so austau-
schen können, dass eine Identifizierung sowie eine uneingeschränkte — verbale und nonver-
bale — Kommunikation jederzeit möglich sind. Dies gilt unter anderem auch mit Blick auf die 
Grundsätze der Leistungsbewertung nach § 48 Absatz 1 und 2 und die mündliche Mitarbeit in 
dem Beurteilungsbereich der „Sonstigen Leistungen im Unterricht“. 
 
Das Verbot der Verhüllung erstreckt sich auf den Unterricht, sonstige schulische Veranstaltun-
gen und das Schulgelände. Örtlich erfasst sind somit das Schulgebäude, das Schulgelände 
und sonstige Orte, an denen Unterricht oder andere schulische Veranstaltungen stattfinden. 
Auch außerhalb des Unterrichts hängt die Vermittlung des Bildungs- und Erziehungsauftrags 
von der Möglichkeit der offenen Kommunikation ab. Grundsätzlich muss daher auf dem ge-
samten Schulgelände eine ungestörte Kommunikation zwischen Lehrkräften und Schülerinnen 
und Schülern sowie Schülerinnen und Schülern untereinander möglich sein.  
 
Es ist stets entscheidend, ob durch das Verhalten oder die Verhüllung des Gesichts im Einzel-
fall die Kommunikation erschwert oder die Mitwirkungspflichten derart verletzt werden, dass 
dem Bildungs- und Erziehungsauftrag nur noch unzureichend nachgekommen werden kann.  
 
Zur Vermeidung von Härtefällen gilt das Verbot nicht, wenn einzelne Tätigkeiten oder beson-
dere gesundheitliche Gründe eine Ausnahme erfordern. Unter einzelne Tätigkeiten fallen zum 
einen schulbedingte Gründe für eine Gesichtsverhüllung wie die Durchführung von Experi-
menten im Unterricht oder Theateraufführungen. Gesundheitliche Gründe liegen vor, wenn 
beispielsweise bei einem epidemischen Infektionsgeschehen das Tragen einer Gesundheits-
schutzmaske angeordnet wird. Erfasst sind aber auch individuelle Erkrankungen einzelner 
Schülerinnen oder Schüler, die das Tragen einer Gesundheitsschutzmaske erfordern. Die 
Schulleitung kann hierfür die Vorlage eines Attests verlangen.  
 
Bei der Neuregelung handelt es sich um eine klarstellende Konkretisierung der bisherigen Re-
gelung. Sie soll Schulen im Umgang mit kommunikationserschwerendem Verhalten unterstüt-
zen.  
 
Zu Nummer 3 (§ 46) 
 
Schülerinnen und Schüler, die in ihrer Wohngemeinde eine Schule der gewünschten Schul-
form nicht besuchen können, dürfen in einer anderen Gemeinde nicht deshalb abgelehnt 
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werden, weil sie auswärtige Schülerinnen und Schüler sind. Sie sind grundsätzlich wie die 
ortsansässigen Schülerinnen und Schüler der Gemeinde zu behandeln. 
 
Eine Ablehnung auswärtiger Schülerinnen und Schüler ist nach § 46 Absatz 6 nur zulässig, 
wenn die Schülerinnen und Schüler eine Schule der gewünschten Schulform in ihrer Wohnor-
tgemeinde besuchen könnten. Für diesen Fall kann der Schulträger durch Beschluss festle-
gen, dass diese Schülerinnen und Schüler beim Aufnahmeverfahren im Falle eines Anmelde-
überhangs nicht berücksichtigt werden.  
 
Hintergrund für diese im Rahmen des 10. Schulrechtsänderungsgesetzes eingeführte Rege-
lung ist, dass Gemeinden in Ausübung des Rechts der kommunalen Selbstverwaltung aus 
Artikel 28 Absatz 2 Grundgesetz und Artikel 78 Landesverfassung Schulen als Einrichtungen 
für ihre Einwohner im Sinne von § 8 Gemeindeordnung schaffen. Eine uneingeschränkte Be-
rücksichtigung von Kindern aus anderen Gemeinden könnte zu einer Überdehnung der ge-
meindlichen Leistungsfähigkeit führen. Die Schulträger haben vorrangig das Beschulungsbe-
dürfnis in ihrem Gebiet zu befriedigen (§ 78 Absatz 4 Satz 2).  
 
Für die Abweisungsmöglichkeit nach § 46 Absatz 6 Satz 1 reicht es aus, dass ein Kind ein 
Angebot der gewünschten Schulform in seinem Heimatort besuchen kann. Auf eine bestimmte 
gewünschte Ausrichtung der Schule kommt es insofern nicht an. 
 
Der neu angefügte Satz 2 stellt klar, dass der Schulträger einzelne Schulen von der Festlegung 
nach § 46 Absatz 6 Satz 1 ausnehmen kann. Hierdurch können insbesondere Schulen mit 
einer besonderen Gesamtkonzeption (Schulprofil) im Sinne des § 3 Absatz 2, die von überört-
licher Bedeutung sind, von dem Beschluss nach § 46 Absatz 6 Satz 1 ausgenommen werden 
und somit für Schülerinnen und Schüler aus Nachbargemeinden zugänglich bleiben, die in 
ihrer Heimatgemeinde eine Schule der gleichen Schulform, jedoch ohne entsprechende Pro-
filbildung besuchen können.  
 
Mit dem neu angefügten Satz 3 wird der Sondersituation der NRW-Sportschulen Rechnung 
getragen. Es handelt sich dabei um das derzeit einzige Schulprofil, bei dem nach Maßgabe 
der APO-S I gesonderte Aufnahmekapazitäten gebildet werden und ein eigenständiges Auf-
nahmeverfahren mit gesonderter Eignungsprüfung durchgeführt wird. Dabei ist regelmäßig 
nicht die gesamte Schule „NRW-Sportschule“ im Sinne des Profils. Es besteht in der Praxis 
ein Bedarf für eine Regelung, die es zulässt, nur die abgrenzbaren Parallelklassen mit Sport-
profil (Sportklassen) von der Festlegung nach Satz 1 der Norm auszunehmen. Die Anwendung 
der Regelung setzt voraus, dass die Leistungssportlerinnen und Leistungssportler in einem 
Teil der Parallelklassen pro Jahrgang organisatorisch zusammengefasst werden (Sportklas-
sen), in die andere Schülerinnen und Schüler nicht aufgenommen werden.  
 
Zu Nummer 4 (§ 48a) 
 
§ 48a regelt Nachteilsausgleich und Notenschutz.  
 
Absatz 1 normiert die Voraussetzungen für die Gewährung eines Nachteilsausgleichs. Dem-
nach erhalten Schülerinnen und Schüler auf Antrag eine Anpassung der Bedingungen für die 
Erbringung von Leistungsnachweisen und Prüfungen (Nachteilsausgleich), soweit sie auf-
grund einer Behinderung, eines Bedarfs an sonderpädagogischer Unterstützung, einer beson-
ders schweren Beeinträchtigung des Lesens und Rechtschreibens oder einer nicht nur kurz-
zeitigen Erkrankung in ihrer Fähigkeit, ihr vorhandenes Leistungsvermögen darzustellen, er-
heblich beeinträchtigt sind (§ 48a Absatz 1 Nummer 1). Ein Nachteilsausgleich kommt nur 
dann in Betracht, wenn die Anpassung der Prüfungsbedingungen zum Ausgleich des Nachteils 
erforderlich ist (§ 48a Absatz 1 Nummer 2) und zugleich die für alle Schülerinnen und Schüler 
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geltenden fachlichen Leistungsanforderungen und Bewertungsmaßstäbe, die sich aus den 
Unterrichtsvorgaben des jeweils besuchten Bildungsgangs und der Jahrgangsstufe ergeben, 
gewahrt bleiben (§ 48a Absatz 1 Nummer 3). Die Voraussetzungen der Nummern 1 bis 3 
müssen kumulativ vorliegen. 
 
Absatz 2 regelt die Möglichkeit von Notenschutz. Demnach kann bei Schülerinnen und Schü-
lern, die zu den Abschlüssen der allgemeinen Schule geführt werden, bei Leistungsnachwei-
sen und Prüfungen auf Antrag von einer Bewertung abgrenzbarer fachlicher Anforderungen 
des jeweiligen Fachs abgesehen werden (Notenschutz), wenn die Schülerinnen und Schüler 
aufgrund einer Behinderung einschließlich einer schweren, persistierenden Lese-Rechts-
schreibstörung in ihrer Fähigkeit zur Erbringung dieser Anforderungen lang andauernd und 
erheblich beeinträchtigt sind (§ 48a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2). Zugleich setzt die Gewährung 
von Notenschutz voraus, dass die betroffenen abgrenzbaren fachlichen Anforderungen auch 
unter Gewährung eines Nachteilsausgleichs nicht erbracht werden können (Nachteilsaus-
gleich hat Vorrang vor Notenschutz – § 48a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1) und die einheitliche 
Anwendung eines allgemeinen, an objektiven Leistungsanforderungen ausgerichteten Bewer-
tungsmaßstabs, der sich aus den Unterrichtsvorgaben des jeweils besuchten Bildungsgangs 
und der Jahrgangsstufe ergibt, sichergestellt ist (§ 48a Absatz 2 Satz 1 Nummer 3). Die Vo-
raussetzungen der Nummer 1 bis 3 müssen kumulativ vorliegen. Art und Umfang des Noten-
schutzes sind im Zeugnis zu vermerken. 
 
Die schulgesetzliche Regelung erfolgt vor dem Hintergrund des Urteils des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 22. November 2023, Az. 1 BvR 2577/15, 1 BvR 2578/15, 1 BvR 2579/15. 
Das Bundesverfassungsgericht hat klargestellt, dass Notenschutz beim Vorliegen einer Le-
gasthenie (als eine Behinderung in Gestalt einer schweren, persistierenden Lese-Recht-
schreib-Störung) gewährt werden kann. Erforderlich ist hierfür eine entsprechende gesetzliche 
Rechtsgrundlage. Im Falle der Gewährung von Notenschutz ist ein entsprechender Vermerk 
auf dem Zeugnis über die von allgemeinen Prüfungsmaßstäben abweichende Nichtbewertung 
einzelner Leistungen wegen behinderungsbedingter Einschränkungen anzubringen. Dies 
dient der Herstellung von Transparenz über die tatsächlich erbrachten schulischen Leistungen 
und damit der Wahrung der Aussagekraft von Zeugnissen sowie des chancengleichen Zu-
gangs zu Ausbildung, Studiengängen und Beruf. 
 
Auch das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen hat mit Beschluss vom 
10. Januar 2024, Az. 19 B 1194/23, festgestellt, dass die Gewährung von Notenschutz eine 
entsprechende schulgesetzliche Grundlage voraussetzt. 
Näheres zum Nachteilsausgleich und Notenschutz wird in den Ausbildungs- und Prüfungsord-
nungen geregelt werden (s. Begründung zu Nummer 6 (§ 52), Buchstabe d) (Nummer 18)). 
Entsprechend des sich daraus ergebenden Regelungsauftrages umfasst eine dem Gesetzge-
bungsverfahren nachgelagerte Änderung der einschlägigen Ausbildungs- und Prüfungsord-
nungen nebst zugehöriger Verwaltungsvorschriften zur Gewährleistung landeseinheitlicher 
Rechtsanwendung insbesondere Konkretisierungen der gesetzlichen Tatbestände, Festlegun-
gen hinsichtlich der Zuständigkeiten und des Verfahrens (einschließlich der zu erbringenden 
Nachweise) sowie die zumindest beispielhafte Benennung zulässiger Maßnahmen. Aspekte 
der Förderung sind Gegenstand anzupassender Erlassregelungen des Ministeriums für 
Schule und Bildung.  
 
Zu Nummer 5 (§ 51) 
 
Aufgrund von unterschiedlichen Vereinbarungen der Länder durch Beschlussfassung der Bil-
dungsministerkonferenz ist die Gleichwertigkeit der Abschlüsse und Berechtigungen im Re-
gelfall sichergestellt. Im Sinne des Bürokratieabbaus bedarf es daher für diese Abschlüsse 
und Berechtigungen keiner formalen Anerkennung im Einzelfall durch die 
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Schulaufsichtsbehörde. Dies gilt ebenso für ausländische Bildungsnachweise, die in einem 
anderen Land der Bundesrepublik Deutschland bereits als Schulabschluss anerkannt worden 
sind. 
 
Zu Nummer 6 (§ 52)  
 
Zu Buchstabe a) (Nummer 4) 
 
Die nicht abschließende Aufzählung der Ermächtigungstatbestände für Ausbildungs- und Prü-
fungsordnungen wird in Nummer 4 dahingehend konkretisiert, dass die Ausbildungs- und Prü-
fungsordnungen auch Regelungen über den Umfang der Teilnahme am Präsenzunterricht als 
Voraussetzung für die Leistungsbewertung enthalten können. Gemäß § 48 Absatz 2 bezieht 
sich die Leistungsbewertung auf die im Unterricht vermittelten Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten. Grundlage der Leistungsbewertung sind alle von der Schülerin oder dem Schüler 
im Beurteilungsbereich „Schriftliche Arbeiten“ und im Beurteilungsbereich „Sonstige Leistun-
gen im Unterricht“ erbrachten Leistungen. Unterricht wird in der Regel als Präsenzunterricht 
nach den Vorgaben der Ausbildungs- und Prüfungsordnungen erteilt. Die der Bewertung zu-
grunde liegende Leistung ist daher grundsätzlich durch eine Teilnahme am Unterricht in Prä-
senz zu erbringen.  
 
Zu Buchstabe b) (Nummer 7) 
 
Durch die Änderung des § 52 Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 wird klargestellt, dass die Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnungen bei Abschlüssen ohne Prüfung Regelungen über Art, Zahl und 
Umfang der Leistungsnachweise sowie das Ersetzen von Leistungsnachweisen treffen kön-
nen. Materiell-rechtliche Änderungen sind damit nicht verbunden.  
 
Zu Buchstabe c) (Nummer 12)  
 
Redaktionelle Anpassung vor dem Hintergrund der Neufassung des § 52 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 7.  
 
Zu Buchstabe d) (Nummer 18) 
 
Durch die Neufassung des § 52 Absatz 1 Satz 2 Nummer 18 wird infolge der Einfügung des 
§ 48a klargestellt, dass das Ministerium ermächtigt ist, Näheres zum Nachteilsausgleich und 
Notenschutz in den Ausbildungs- und Prüfungsordnungen zu regeln.  
 
Zu Nummer 7 (§ 53)  
 
Zu Buchstabe a) (Absatz 1)  
 
Durch die Anfügung der neuen Sätze 6 und 7 wird klargestellt, dass erzieherische Einwirkun-
gen und Ordnungsmaßnahmen die Schülerin oder den Schüler nicht von der Pflicht entbinden, 
daran mitzuarbeiten, dass die Aufgabe der Schule erfüllt und das Bildungsziel gemäß § 42 
Absatz 3 erreicht werden kann. Die Klarstellung verdeutlicht, dass die Schülerinnen und Schü-
ler auch bei Maßnahmen, die mit einem Ausschluss von der Unterrichtsteilnahme verbunden 
sind, weiterhin verpflichtet sind, eigenständig Unterrichtsinhalte zu erarbeiten. Die Zeit wäh-
rend des Ausschlusses steht ihnen nicht zur freien Verfügung. Die Umsetzung erfolgt unter 
Berücksichtigung der individuellen Voraussetzungen der Schülerinnen und Schüler. Materiell-
rechtliche Änderungen sind mit der Klarstellung nicht verbunden.  
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Zu Buchstabe b) (Absatz 2 und 3)  
 
Absatz 2 regelt die erzieherischen Einwirkungen und enthält einen nicht abschließenden Bei-
spielkatalog.  
 
Im Rahmen des Beispielkatalogs wird vorgesehen, dass es sich bei der Überweisung in eine 
parallele Klasse oder Lerngruppe für die Dauer von bis zu einer Woche sowie bei einem Aus-
schluss vom Unterricht, von sonstigen Schulveranstaltungen oder dem Schulbesuch bis zum 
Ende des laufenden Tages künftig um erzieherische Maßnahmen handelt. Bisher waren ent-
sprechende Maßnahmen dem Katalog der Ordnungsmaßnahmen zugeordnet und vorbehal-
ten. Die Zuordnung zu den erzieherischen Einwirkungen ermöglicht eine unmittelbare und zeit-
lich begrenzte Anwendung von Maßnahmen mit geringerer Eingriffsintensität. Die Überwei-
sung in eine parallele Klasse oder Lerngruppe über die Dauer von einer Woche hinaus oder 
dauerhaft sowie der über das Ende des laufenden Tages hinausgehende Ausschluss gehören 
weiterhin zum Katalog der Ordnungsmaßnahmen. Überweisungen in eine parallele Klasse 
oder Lerngruppe, die über den verbleibenden Tag hinaus andauern, sowie über den eigenen 
Unterricht der jeweiligen Lehrkraft hinausgehende Ausschlüsse vom Unterricht, von sonstigen 
Schulveranstaltungen oder vom Schulbesuch bedürfen der Zustimmung der Schulleitung.  
 
Bereits nach geltender Rechtslage konnten zeitweise Gegenstände – auch private mobile End-
geräte – weggenommen werden. Die Vorschrift stellt angesichts der zunehmenden Bedeutung 
solcher Geräte im Alltag nunmehr explizit klar, dass auch private mobile Endgeräte erfasst 
sind. Dies unterstützt die pädagogische Arbeit der Lehrkräfte bei dem Ziel, den Schülerinnen 
und Schülern einen verantwortungsbewussten Umgang mit Medien näher zu bringen, und ver-
schafft den Lehrkräften zusätzliche Rechtssicherheit im Umgang mit erforderlichen Wegnah-
men (s. auch die Handlungsempfehlungen zu Smartphones und Smartwatches an Schulen, 
die auf der Internetseite des Ministeriums veröffentlicht sind). 
 
Die Information der Eltern bei wiederholtem Fehlverhalten muss in Zukunft nicht mehr zwin-
gend schriftlich erfolgen, d.h. die Schule kann auch etablierte elektronische Kommunikations-
wege nutzen.  
 
Absatz 3 regelt die Ordnungsmaßnahmen. Der abschließende Maßnahmenkatalog wird wie 
folgt angepasst: 
 
Hinsichtlich der in Nummer 2 geregelten Maßnahme der Überweisung in eine parallele Klasse 
oder Lerngruppe wird bezüglich des zeitlichen Umfangs konkretisiert, dass es sich um eine 
über eine Woche hinausgehende oder dauerhafte Maßnahme handeln muss. Kürzere Maß-
nahmen unterfallen künftig den erzieherischen Einwirkungen. 
 
Die Dauer der in Nummer 3 geregelten Maßnahme des vorübergehenden Ausschlusses wird 
auf über den laufenden Tag hinausgehend bis zu vier Wochen festgelegt. Diese Erweiterung 
der zulässigen Höchstdauer verschafft den Schulen Raum für das Ergreifen etwaiger zusätz-
licher Maßnahmen. Es wird ferner klargestellt, dass der vorübergehende Ausschluss sich auf 
den Unterricht in einem Fach oder mehreren Fächern, auf sonstige Schulveranstaltungen, ins-
besondere Schulfahrten, oder auf den Schulbesuch insgesamt beziehen kann. Mit dieser Ab-
stufung wird eine noch differenziertere Reaktion auf die jeweils vorliegende Pflichtverletzung 
ermöglicht. 
 
Vorübergehende Ausschlüsse vom Unterricht in einem Fach oder mehreren Fächern und sol-
che von sonstigen Schulveranstaltungen, insbesondere Schulfahrten, sollen künftig mit der 
Verpflichtung, am Unterricht einer anderen Klasse oder Lerngruppe teilzunehmen, Maßnah-
men mit dem Ziel der Wiedergutmachung angerichteten Schadens oder der Beauftragung mit 
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Aufgaben, die geeignet sind, das Fehlverhalten zu verdeutlichen, verbunden werden. Dies 
dient dem Zweck, dafür Sorge zu tragen, dass die durch den Ausschluss vom Unterricht oder 
sonstigen Schulveranstaltungen freigewordene Zeit durch die Schülerin bzw. den Schüler im 
Sinne einer Förderung des schulischen Erziehungs- und Bildungsziels genutzt wird. 
 
Zu Buchstabe c) (Absatz 4, 5 und 7)  
 
Es handelt sich lediglich um redaktionelle Anpassungen.  
 
Zu Buchstabe d) (Absatz 7)  
 
Es handelt sich lediglich um redaktionelle Anpassungen.  
 
Zu Buchstabe e) (Absatz 9)  
 
Die Bekanntgabe und Begründung von Ordnungsmaßnahmen gegenüber Eltern muss in Zu-
kunft nicht mehr zwingend schriftlich erfolgen. Es gelten die allgemeinen verwaltungsverfah-
rensrechtlichen Bestimmungen über die Bekanntgabe von Verwaltungsakten.  
 
Bei Schülerinnen und Schülern im Bildungsgang Berufsschule werden auch die für die Berufs-
erziehung Mitverantwortlichen (§ 41 Absatz 2) über Ordnungsmaßnahmen nach Absatz 3 Satz 
1 Nummer 2 bis 7 informiert. Die Pflicht der Schulen, den Ausbildungsbetrieb zu informieren, 
ist erforderlich, weil diese Ordnungsmaßnahmen in der Regel Auswirkungen auf die Anwesen-
heitspflichten der Schülerin oder des Schülers und damit die Organisationsprozesse im Aus-
bildungsbetrieb haben. 
 
Dabei erhalten die vorgenannten Mitverantwortlichen lediglich die Mitteilung, dass und welche 
Ordnungsmaßnahme ergriffen worden ist. Nähere Angaben zu dem der Maßnahme zugrunde 
liegenden Fehlverhalten werden im Regelfall nicht übermittelt. Die Übermittlung näherer An-
gaben hierzu kommt jedoch dann in Betracht, sofern und soweit die Information für den Aus-
bildungsbetrieb erforderlich ist (z. B. im Falle von Fehlverhalten, dessen Kenntnis für die Or-
ganisation der Abläufe im Ausbildungsbetrieb relevant ist). 
 
Zu Nummer 8 (§ 53a) 
 
Der neu eingefügte § 53a normiert, dass die Schulleiterin oder der Schulleiter eine Schülerin 
oder einen Schüler vom Schulbesuch ausschließen kann, wenn aufgrund tatsächlicher An-
haltspunkte eine schwere Störung des Schul- oder Unterrichtsbetriebs oder eine Gefährdung 
der Sicherheit von Personen zu erwarten ist und die Maßnahme wegen Gefahr im Verzug 
erforderlich ist (Satz 1). Der Ausschluss vom Schulbesuch darf zwei Wochen nicht überschrei-
ten (Satz 2). Die Zeit des Ausschlusses wird entsprechend § 5 SchulG genutzt, um in Zusam-
menarbeit mit den mit Kindern und Jugendlichen befassten Institutionen und Einrichtungen 
(u.a. Jugendamt, Schulsozialarbeit und Polizei) wirksame Interventionsmaßnahmen sowohl 
bezogen auf die Schülerin oder den Schüler als auch die Schulgemeinschaft ergreifen zu kön-
nen. § 53a ermöglicht ein präventives Einschreiten, wenn aufgrund der gegebenen Umstände 
ein sofortiges Handeln geboten erscheint. Dies ist bei Vorliegen tatsächlicher Anhaltspunkte 
für eine schwere Störung des Schul- oder Unterrichtsbetriebs oder eine Gefährdung der Si-
cherheit von Personen der Fall, weil den am Schulleben Beteiligten angesichts der Bedeutung 
der hier geschützten Rechtsgüter nicht zugemutet werden kann, abzuwarten, ob sich die Ge-
fahrenlage tatsächlich realisiert. Als tatsächliche Anhaltspunkte im Sinne der Norm kommen 
geäußerte Drohungen, beobachtetes Mitführen von Waffen oder ähnlich schwerwiegende Vor-
kommnisse in Betracht. In diesen Fällen ist eine vorherige Anhörung in der Regel nicht gebo-
ten (Satz 3); sie kann dann unterbleiben und ist nachzuholen (Satz 4). Der Verweis auf § 53 
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Absatz 3 Satz 3 und 4 und Absatz 9 stellt klar, dass Rechtsbehelfe gegen Maßnahmen gemäß 
§ 53a SchulG keine aufschiebende Wirkung haben und die für Ordnungsmaßnahmen gelten-
den Regelungen zu Bekanntgabe und Informationspflicht anzuwenden sind. 
 
Zu Nummer 9 (§ 61) 
 
Die Regelung in § 61 Absatz 2 dient der Umsetzung der aktuellen Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts (Beschluss vom 29. Oktober 2024, Az. 1 WB 36.23, vom 3. März 
2025, Az. 2 VR 4.24, und vom 20. Mai 2025, Az. 2 VR 3.25), wonach Auswahlinstrumente, die 
neben Beurteilungen bei Auswahlverfahren angewendet werden und mitentscheidenden Cha-
rakter haben, einer gesetzlichen Grundlage bedürfen. Neben der Einführung des Instruments 
müsse auch seine grundsätzliche Charakterisierung und Zweckrichtung sowie die Bezeich-
nung der Verfahren, für die es konzipiert ist, gesetzlich normiert sein. Die allein auf Verwal-
tungsvorschriften gestützte Praxis werde dem Grundsatz des Gesetzesvorbehaltes im Bereich 
des Artikel 33 Absatz 2 Grundgesetz nicht gerecht. 
 
Die von der Rechtsprechung geforderte rechtliche Grundlage wurde durch den Gesetzgeber 
in § 92a Landesbeamtengesetz NRW geschaffen Für den Schulbereich wird bezüglich des 
Eignungsfeststellungsverfahrens für Schulleiterinnen und Schulleiter eine Regelung in § 61 
Absatz 2 getroffen. 
 
Das Eignungsfeststellungsverfahren dient dazu, die Erkenntnismöglichkeiten hinsichtlich der 
Eignung für das Amt als Schulleiterin oder Schulleiter zu verbreitern. Mit dem Eignungsfest-
stellungsverfahren werden Fähigkeiten, die für die Übertragung des Amts als Schulleiterin oder 
Schulleiter notwendig sind, geprüft. Das Eignungsfeststellungsverfahren wird als Aus-
wahlinstrument herangezogen und dessen Ergebnis in die dienstliche Beurteilung bzw. das 
Verfahren zur Stellenbesetzung integriert.  
 
Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts decken nur dienstliche Beurteilun-
gen alle drei Kernelemente des Artikels 33 Absatz 2 Grundgesetz (Eignung, Befähigung und 
fachliche Leistung) ab und haben darüber hinaus den Vorteil von Langzeitbeobachtungen.  
 
Die Teilnahme am Eignungsfeststellungsverfahren ist weiterhin verbindlich. Für eine Teil-
nahme am Bewerbungsverfahren reicht im Rahmen der bestehenden Verfahren die feste Ter-
minierung des Eignungsfeststellungsverfahrens aus. 
 
Zu Nummer 10 (§ 72) 
 
Bei der Neufassung des § 72 Absatz 2 Satz 4 handelt es sich um eine rein redaktionelle Klar-
stellung. Materiell-rechtliche Änderungen sind damit nicht verbunden. 
 
Durch die Einfügung der Wörter „aus der Elternschaft“ wird verdeutlicht, dass bei den Wahlen 
der Elternvertreter nicht allein Mitglieder der Schulpflegschaft, sondern alle Eltern der Schule 
wählbar sind. Zugleich dient die Änderung der Angleichung an den Wortlaut des § 74 Absatz 3 
Satz 5.  
 
Zu Nummer 11 (§ 74) 
 
Zu Buchstabe a) (Absatz 2 Satz 2 und 3) 
 
Die Neuregelung zur Schülermitwirkung im Primarbereich verpflichtet die Schulen, ein Beteili-
gungsgremium für die betreffenden Schülerinnen und Schüler einzurichten. Hiermit werden 
Kinder schon in der Primarstufe altersgemäß an demokratische Verfahrensweisen 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19694 

 
 

44 

herangeführt und üben sich darin, eigene Meinungen zu bilden, diese zu artikulieren sowie 
ihre Interessen einzubringen. Ihre Selbstverantwortung und Selbständigkeit werden entwickelt 
und gefördert. Die möglichen Organisationsformen und Aufgaben des Gremiums werden al-
ters- und entwicklungsangemessen durch die Schule ausgestaltet. Geeignete Gremien kön-
nen dabei beispielsweise ein Schülerrat oder ein Schülerinnen- und Schülerparlament sein.  
 
Zu Buchstabe b) (Absatz 2 Satz 4) 
 
Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung infolge der Neuregelung in den Sätzen 2 
und 3.  
 
Zu Buchstabe c) (Absatz 2 Satz 5) 
 
Durch die Einfügung des Wortes „einmal“ wird redaktionell klargestellt, dass die Schülerinnen 
und Schüler der Vollzeitschulen während der allgemeinen Unterrichtszeit eine Stunde pro Mo-
nat und die Schülerinnen und Schüler der Teilzeitschulen eine Stunde pro Quartal für Angele-
genheiten der Schülervertretung in Anspruch nehmen können. Materiell-rechtliche Änderun-
gen sind damit nicht verbunden. 
 
Zu Nummer 12 (§ 82) 
 
§ 82 regelt die Mindestgröße von Schulen.  
 
Durch die Anfügung des Satzes 4 können Schulen, die in der Regel Schülerinnen und Schüler 
aufnehmen, welche nach der Erprobungsstufe gemäß § 13 die Schulform wechseln, auch 
dann fortgeführt werden, wenn das Erreichen der erforderlichen Mindestgröße spätestens ab 
Klasse 7 sicher gewährleistet ist.  
Maßgeblicher Parameter für das Erreichen der Mindestgröße und damit für die Fortführung 
von Schulen ist bisher stets die Zahl der Anmeldungen für die Eingangsklassen (Klasse 5). 
Die Neuregelung erweitert den Betrachtungszeitpunkt der für die Fortführung der Schule maß-
geblichen Mindestgröße von Schulen und ermöglicht es, bekannte Entwicklungen der Schü-
lerzahlen ab Klasse 7 mitzuberücksichtigen. In diesem Sinne sind für die Prüfung des Errei-
chens der Mindestgroße auch Prognosen zur Schülerzahl ab Klasse 7 heranzuziehen. Hier-
durch wird den tatsächlich bestehenden Schülerströmen angemessen Rechnung getragen 
und die Versorgungslage für Schulformwechsler insbesondere im Anschluss an die Erpro-
bungsstufe im ländlichen Raum verbessert.  
 
Zu Nummer 13 (§ 83)  
 
Gemäß dem durch das 8. Schulrechtsänderungsgesetz eingefügten § 83 Absatz 5 kann eine 
Gesamtschule mit allen Parallelklassen mehrerer Jahrgänge an einem und allen Parallelklas-
sen der übrigen Jahrgänge an anderen Teilstandorten geführt werden (horizontale Gliede-
rung). Sie kann ausnahmsweise auch mit mindestens sechs Parallelklassen pro Jahrgang ei-
nen Teilstandort mit zwei oder drei Parallelklassen pro Jahrgang führen, wenn nur dann das 
schulische Angebot der Sekundarstufe I in einer Gemeinde gesichert wird (vertikale Gliede-
rung). 
 
Durch den neu angefügten Satz 3 werden – entsprechend der Regelung für Sekundarschulen 
– weitere Ausnahmen bei der vertikalen Gliederung in begründeten Einzelfällen ermöglicht, 
wenn das fachliche Angebot und die Qualitätsstandards nicht eingeschränkt werden. In jedem 
Fall ist die Erstellung eines schulorganisatorischen und pädagogischen Konzepts erforderlich. 
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Zu Nummer 14 (§ 118) 
 
Es handelt sich um eine rein redaktionelle Änderung zur Klarstellung der geltenden Rechts-
lage. Sämtliche schulaufsichtlichen Befugnisse und Verpflichtungen betreffend die Ergän-
zungsschulen – mit Ausnahme des Anerkennungsverfahrens ausländischer und internationa-
ler Ergänzungsschulen und der Sorge für die fortlaufende Einhaltung der entsprechenden An-
erkennungsvoraussetzungen dieser Schulen – obliegen der oberen Schulaufsicht. 
 
Zu Nummer 15 (§ 132b) 
 
Durch den neu angefügten Absatz 3 können ab dem Schuljahr 2028/2029 bis zu sechs weitere 
PRIMUS-Schulen errichtet werden. Unter Einbezug der aktuell bereits bestehenden vier Schu-
len ergibt sich eine künftige Gesamtzahl von bis zu zehn PRIMUS-Schulen. Die Errichtung 
setzt eine Genehmigung des Ministeriums voraus. Dabei findet § 81 Absatz 3 Satz 2 und 3 
entsprechende Anwendung (Satz 2). Bei Errichtung muss die Schule mindestens drei Paral-
lelklassen pro Jahrgang haben (Satz 3). 25 Schülerinnen und Schüler gelten dabei als eine 
Klasse (Satz 4). Die in Absatz 2 enthaltenen Regelungen (u.a. zur Fortführung und zum Ver-
zicht auf Ziffernoten) gelten entsprechend (Satz 4). 
 
Zu Artikel 2 
 
Artikel 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
 


